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Verordnung des Gemeinderates der  

 

MARKTGEMEINDE VOMP 
 

vom ……………2025, 

mit der das Örtliche Raumordnungskonzept fortgeschrieben wird. 

 

 
Aufgrund der §§ 29 Abs. 1 und des § 31, 31c Abs. 1 und 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022, 
LGBl. Nr. 6/2025 wird verordnet: 
 
 

1. ABSCHNITT 
Allgemeines 

 
 

§ 1  
Geltungsbereich 

 
(1) Das Örtliche Raumordnungskonzept gilt für das gesamte Gemeindegebiet von Vomp. 

 
(2) Das Örtliche Raumordnungskonzept ist auf einen Planungszeitraum von 10 Jahren 

ausgerichtet. Nach längstens 10 Jahren ist es auf Grundlage eines vom Bürgermeister dem 
Gemeinderat vorzulegenden Berichtes über die Verwirklichung der Festlegungen des Örtlichen 
Raumordnungskonzeptes fortzuschreiben. Wenn die räumliche Entwicklung der 
Marktgemeinde es erfordert, hat diese Fortschreibung entsprechend früher zu erfolgen. 
 

(3) Die Plandarstellungen Örtliches Raumordnungskonzept, Detailplan Vomp, Alpenhof, Hinterriß, 
Weng, In der Eng, (Plan-Nr. VO-4767-ROK-1) und Örtliches Raumordnungskonzept, 
Übersichtsplan (Plan-Nr. VO-4767-ROK-2) sowie die Erläuterungen zu den Plänen (Anlage A) 
sind Bestandteile dieser Verordnung.  

 
 
 

2. ABSCHNITT 
Grundsätzliche Festlegungen über die geordnete räumliche Entwicklung 

 
 

§ 2  
Allgemeine Aufgaben und Ziele 

 
Im Sinne der Ziele der örtlichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 TROG 2022 idgF werden für die 
geordnete räumliche Entwicklung der Marktgemeinde Vomp folgende vorrangige Ziele festgelegt: 

 
 
(1) Naturraum 

a) Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ist die Bewahrung eines 
funktionsfähigen Naturhaushaltes vorrangig zu berücksichtigen sowie möglichst 
schonend mit der Landschaft umzugehen, um die Wohn- und Erholungsfunktion der 
Marktgemeinde zu sichern.  

b) Die im Verordnungsplan zum Schutz des Freilandes bis zu den Siedlungsgrenzen 
ausgewiesenen Freihaltegebiete sollen der land- und forstwirtschaftlichen Produktions- 
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und Vorsorgefunktion, der Erhaltung des Landschaftsbildes und der Funktionserhaltung 
ökologisch wichtiger Lebensräume dienen. 

 
(2) Bevölkerungsentwicklung  

a) Unter Berücksichtigung der natürlichen Bevölkerungsentwicklung wird von einer 
maximalen Einwohnerzahl im Jahr 2034 von ca. 6.080 Personen mit Hauptwohnsitz 
ausgegangen. 

b) Zur langfristigen Sicherung der dafür benötigten Bauflächen ist eine vorausschauende 
und aktive Raumordnungspolitik zu betreiben. 

 
(3) Siedlungsentwicklung 

a) Die Siedlungsentwicklung hat unter Beachtung der gewachsenen Siedlungsstrukturen, 
gegebener Nutzungen sowie der infrastrukturellen Voraussetzungen zu erfolgen. 

b) Aufgrund der innerhalb des bestehenden Siedlungsgebietes vorhandenen 
Baulandreserven beschränkt sich die Siedlungsentwicklung der Marktgemeinde Vomp 
auf die bereits gewidmeten unbebauten Flächen und die im Plan ausgewiesenen 
Siedlungsentwicklungsbereiche, deren Bebauung im Sinne der Ziele der örtlichen 
Raumordnung gem. § 27 TROG 2022 idgF zu erfolgen hat. 

c) Die absoluten Siedlungsgrenzen, Siedlungsränder und Freihaltegebiete, welche die 
Siedlungsbereiche auf dem Verordnungsplan umgeben, sind als Grenzen der 
Siedlungsentwicklung anzusehen. 

d) Zur besseren Ausnutzung bestehender Infrastrukturen, zum Abbau von 
Baulandüberhang und zur Revitalisierung des Ortskerns bekennt sich die Gemeinde zum 
Ziel der Wiederinwertsetzung von leerstehenden Gebäuden. Grundeigentümer, die über 
leerstehende Gebäude verfügen und bei der Gemeinde die Neuwidmung von 
unbebauten Grundstücken anregen, müssen im Zuge dieses Ansinnens die künftige 
Nutzung ihrer leerstehenden Gebäude erklären bzw. ist vor Neuwidmungen ihrer freien 
Grundstücke ein entsprechendes Nutzungskonzept der leerstehenden Gebäude 
vorzulegen.  
 

 
(4) Wirtschaftliche Entwicklung 

Ziel ist die Sicherung und der Ausbau der bestehenden Wirtschaftsstruktur durch die 
Ansiedlung von arbeitsplatzintensiven, bodensparenden Gewerbe- und Industrie- sowie 
Dienstleistungsbetrieben und die Unterstützung von standortgerechten 
Betriebsneugründungen. Hierfür werden entsprechende gewerbliche Vorsorgeflächen 
ausgewiesen, die vorranging für eine Bebauung herangezogen werden.  

 
(5) Landwirtschaftliche Entwicklung 

Ziel ist die langfristige Existenzgrundlage der Landwirtschaft zu sichern und dadurch die 
Erhaltung der Zahl der bestehenden Landwirtschaftsbetriebe und ihrer Funktionserfüllung, die 
Produktion gesunder Nahrungsmittel und die Erhaltung der Kulturlandschaft zu unterstützen. 
Wesentlich für eine positive Entwicklung sind die Abgrenzung von Freihalteflächen und die 
Entflechtung von Bauland und landwirtschaftlichem Gebiet.  
 

(6) Touristische Entwicklung 
Ziel ist die Erhaltung und die Weiterentwicklung von sanften Tourismusformen wie 
beispielsweise des Erholungs- bzw. Wanderurlaubes und die Erhaltung des 
Naturraumpotentiales vor allem im Naturpark Karwendel. 

 
(7) Verkehr 

Ziel ist die Sicherung einer ausreichenden Erschließung des Baulandes im Hinblick auf die 
gemeinsame Nutzung des Straßenraumes (Fußgänger, Auto, Rad) und die Förderung des 
öffentlichen Personennahverkehrs.  
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(8) Infrastruktur 
Ziel ist die Erhaltung einer ausreichenden Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in den 
einzelnen Ortsteilen. Eine dem Gesetz entsprechende Entsorgung der Abwässer der derzeit 
noch nicht an das öffentliche Kanalnetz der Marktgemeinde angeschlossenen Bereiche wird 
angestrebt.  
Die gewachsenen sozialen und kulturellen Einrichtungen der Marktgemeinde und deren 
Bildungseinrichtungen, die zu einer positiven Identitätsbildung und sozialen Entwicklung der 
Bevölkerung beitragen, sind in Ihrer Arbeit zu unterstützen bzw. bei Bedarf zu erweitern.  

 
 

Zur Verwirklichung der Ziele gemäß § 2 werden folgende konkrete Festlegungen getroffen: 
 

 
§ 3 

Sicherung von Freiraumfunktionen 
 
(1) Die im Verordnungsplan als „landwirtschaftliche Freihalteflächen“ (FL) kenntlichgemachten 

Bereiche sind im Interesse der Erhaltung zusammenhängender landwirtschaftlicher nutzbarer 
Flächen von einem dieser Freihalteziel widersprechenden Bebauung frei zu halten. 
Ausgenommen sind die nach § 41, § 42, § 42a und § 42b TROG 2022 idgF im Freiland 
zulässigen Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen. In den landwirtschaftlichen 
Freihalteflächen FL werden bei Vorliegen der sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen 
insbesondere folgende Widmungen als mit dem Freihalteziel vereinbar angesehen: 
a) Sonderflächenwidmungen nach § 44 TROG 2022 idgF und § 46 TROG 2022 idgF für die 

Errichtung von Hofstellen und damit im Verbund stehenden Austraghäusern im Nahbereich 
von Siedlungen und Gehöften mit Ausnahme der Widmungen gem. § 44 Abs.11 TROG 
2022 idgF.  

b) Sonderflächenwidmungen nach § 47 TROG 2022 idgF für die Errichtung von sonstigen 
land- und forstwirtschaftlichen Gebäuden. Soweit dies großvolumigere Gebäude betrifft, 
sind diese im Nahbereich von Siedlungen und Gehöften anzuordnen. 
 

(2) Die im Verordnungsplan als „forstwirtschaftliche Freihalteflächen“ (FF) kenntlichgemachten 
Bereiche sind im Interesse der Erhaltung zusammenhängender forstwirtschaftlich nutzbarer 
Gebiete von einer diesem Ziel widersprechenden Bebauung freizuhalten. Ausgenommen sind 
die nach § 41, § 42, § 42a und § 42b TROG 2022 idgF im Freiland zulässigen Gebäuden und 
sonstigen baulichen Anlagen. Als mit dem Freihalteziel vereinbar werden 
Sonderflächenwidmungen für die Errichtung von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen 
angesehen, die für die ordnungsgemäße Jagd- und Forstwirtschaft benötigt werden. 
 

(3) Die im Verordnungsplan als „ökologisch wertvolle Flächen“ (FÖ) kenntlich gemachten 
Bereiche sind im Interesse der Erhaltung ökologisch besonders wertvoller Flächen, sowie 
natürlicher und naturnaher Landschaftsteile von einer diesem Freihalteziel widersprechenden 
Bebauung frei zu halten. Ausgenommen davon sind die nach  41, § 42, § 42a und § 42b TROG 
2022 idgF im Freiland zulässigen Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen. 

 
(4) Die im Verordnungsplan als „landschaftlich wertvollen Flächen“ (FA) kenntlich gemachten 

Bereiche sind im Hinblick auf den Schutz des Landschaftsbildes von einer diesem Freihalteziel 
widersprechenden Bebauung frei zu halten. Ausgenommen davon sind die nach  41, § 42, § 
42a und § 42b TROG 2022 idgF im Freiland zulässigen Gebäude und sonstigen baulichen 
Anlagen. In den Freihalteflächen FA werden bei Vorliegen der sonstigen gesetzlichen 
Voraussetzungen insbesondere folgende Widmungen als mit dem Freihalteziel vereinbar 
angesehen: 
a) Sonderflächenwidmungen nach § 44 und § 46 TROG 2022 idgF für die Errichtung von 

Hofstellen und damit im Verbund stehenden Austraghäusern im Nahbereich von 
Siedlungen und Gehöften unter Einbindung in das bestehende Landschaftsbild mit 
Ausnahme der Widmungen gem. § 44 Abs.11 TROG 2022 idgF. 
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b) Sonderflächenwidmungen nach § 47 TROG 2022 idgF für die Errichtung von sonstigen 
land- und forstwirtschaftlichen Gebäuden unter besonderer Beachtung des 
Landschaftsbildes. 

 
(5) Jene Flächen, die keine besondere Wertigkeit hinsichtlich Ökologie, Land- und Forstwirtschaft, 

Erholung oder Landschaftsbild aufweisen und außerhalb der absoluten Siedlungsgrenzen bzw. 
der Siedlungsränder liegen, sind als „sonstige Freihalteflächen“ (FS) ausgewiesen. In den 
sonstigen Freihalteflächen sind in Übereinstimmung mit dem jeweiligen Freihaltezweck, 
ausgenommen die nach § 41, § 42, § 42a und § 42b TROG 2022 idgF im Freiland zulässigen 
Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen, Sondernutzungen auf Sonderflächen bzw. 
Vorbehaltsflächen gemäß § 52 Abs. 1 TROG 2022 idgF zulässig, wenn deren Errichtung in 
keinem Widerspruch zu den Zielen der örtlichen Raumordnung gemäß § 27 Abs. 2 TROG 
2022 idgF und den Zielsetzungen dieser Verordnung steht und der jeweilige Standort für die 
angestrebte Nutzung eine besondere Standorteignung aufweist.  

 
 
 

§ 4 
Siedlungsentwicklung 

 
(1) Das Ausmaß des für den Wohnbedarf der Bevölkerung im Planungszeitraum erforderlichen 

Baulandes beträgt insgesamt rund 7,84 ha. 
 

(2) Die künftige Siedlungsentwicklung von Vomp findet vor allem im Bereich von Baulücken in 
bereits gewidmeten Gebieten statt - es handelt sich somit im Wesentlichen um eine innere 
Verdichtung des bestehenden Baulandes (Wohngebiet und allgemeines Mischgebiet) für 
Wohnzwecke und soweit möglich in der sinnvollen Nachnutzung von leerstehenden Gebäuden.  

 
(3) Für die darüber hinausgehende bauliche Entwicklung sind die im Verordnungsplan 

dargestellten Eignungsbereiche für die bauliche Entwicklung nach Maßgabe der angeführten 
Fristigkeiten und unter Berücksichtigung der jeweiligen Dichtefestlegung in den 
Stempelfestlegungen heranzuziehen, sofern den in der jeweiligen Stempelbeschreibung 
festgeschriebenen Kriterien entsprochen wird. 

 
(4) Die festgelegten Zeitzonen sind bei der Bebauungsplanung zu berücksichtigen. Dabei dienen 

Gebiete der Zeitzone 0 als potentielle Reserven und der Zeitzone 1 zur Befriedigung des 
gegebenen Bedarfes. Flächen der Zeitzone 0 sind im Flächenwidmungsplan als Freiland 
auszuweisen und können erst bei Vorliegen konkret begründeten Bedarfes und bestimmter 
weiterer Voraussetzungen, die in den jeweiligen Entwicklungsstempel festgelegt sind, bebaut 
werden. Weiters darf eine Umwidmung dieser Flächen von Freiland in Bauland nur 
vorgenommen werden, wenn für das geplante Vorhaben kein Grundstück im gewidmeten 
Bauland zur Verfügung steht. Dies gilt nicht, wenn dieses gewidmete Bauland für die 
vorgesehene Bebauung nicht geeignet ist oder aus sonstigen wichtigen Gründen dafür nicht in 
Betracht kommt (z.B. Hofraum, mangelnde Grundstücksbreite).  

 
(5) Die jeweils festgelegten Entwicklungsstempel gelten in den mit den Grenzen unterschiedlicher 

Festlegung der Bebauung abgegrenzten Bereichen. Zur Schaffung von einheitlichen 
Bauplätzen im Sinne des § 2 Abs. 12 Tiroler Bauordnung 2022 idgF ist eine nicht-
parzellenscharfe Interpretation der Grenzen für unterschiedliche Festlegungen im Rahmen der 
Flächenwidmung möglich. 

 
(6) Im Rahmen der baulichen Entwicklung dürfen die im Verordnungsplan dargestellten absoluten 

Siedlungsgrenzen durch Gebäude oder Gebäudeteile, für deren Errichtung eine 
Baulandwidmung erforderlich ist, nicht überschritten werden. Baulandwidmungen über die 
absolute Siedlungsgrenzen hinaus sind nur in jenem Umfang zulässig, als dies zur Sicherung 
einer einheitlichen Bauplatzwidmung erforderlich ist und das Grundstück an der 
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Siedlungsgrenze nicht zweckmäßig im Sinne des § 16 Abs. 2 TBO 2022 idgF unterteilt werden 
kann. 

 
(7) Die in den Plänen Örtliches Raumordnungskonzept festgelegten Siedlungsränder stellen einen 

Grenzsaum dar, der durch Bauland oder im anschließenden Bereich grundsätzlich nicht 
vorgesehene Vorbehalts- oder Sonderflächenwidmungen überschritten werden darf, soweit 
dadurch außerhalb des Siedlungsrandes keine eigenständige Bautiefe eröffnet wird und diese 
einer geordneten baulichen Gesamtentwicklung im Sinne der Ziele der örtlichen Raumordnung 
nicht zuwiderläuft und den Bestimmungen des § 37 TROG 2022 idgF nicht entgegensteht. Zur 
Schaffung von einheitlichen Bauplätzen im Sinne des § 2 Abs. 12 Tiroler Bauordnung 2016 ist 
eine Überschreitung der Baulandgrenzen zulässig, wenn der überwiegende Teil des jeweiligen 
Bauplatzes bereits als Bauland oder Sonderfläche ausgewiesen ist und keine zusätzliche 
Bauplatztiefe geschaffen wird. 

 
(8) Bei den in den Plänen Örtliches Raumordnungskonzept festgelegten Bauverbotsflächen (zV) 

im Ausmaß von knapp 2 ha handelt es sich um bereits gewidmetes Bauland, das in 
Abstimmung mit den Grundeigentümern für den Planungszeitraum für eine Bebauung nicht 
vorgesehen ist. Eine vorgezogene Bebauung innerhalb des Planungszeitraumes ist erst nach 
Vorliegen konkreten Bedarfes und bestimmter weiterer Voraussetzungen, die in den jeweiligen 
Entwicklungsstempel festgelegt sind, zulässig. Die bisher festgelegten Bauverbotsflächen, die 
zukünftig nicht mehr festgelegt werden, werden in die jeweiligen baulichen 
Entwicklungsbereiche überführt. 

 
(9) In Fortführung jener Intention, die auch der Wohngebietsausweisung am Bachtalweg 

zugrunde lag, hat sich die Marktgemeinde zur Deckung des zusätzlichen längerfristigen 
Wohnraumbedarfes der Bevölkerung in der Marktgemeinde um den Erwerb bebaubarer 
Flächen auf dem Gebiet der Marktgemeinde zu bemühen, um diese zu erschwinglichen 
Konditionen und nach festgelegten Kriterien an Bauwerber aus Vomp weiterzugeben. Für die 
Ausweisung von Siedlungserweiterungsflächen sind innerörtlich gelegene Flächen und 
Hanglagen den landwirtschaftlich genutzten Flächen am Talboden jedenfalls vorzuziehen. 

 
(10) In den Ortsbereichen Bauhof, Eggen und Weng sind Siedlungserweiterungen sowie  

-verdichtungen nicht zulässig. 

 
(11) Im Wohnbau ist eine der Umgebungsbebauung angepasste Mischung von Reihenhaus- und 

Doppelhausbebauung und freistehenden Häusern in Form einer von innen nach außen 
abnehmenden Verdichtung zu forcieren. Dabei sollen für Vomp/Ort die höchsten, für die 
peripheren Ortsbereiche die niedrigsten Dichtewerte festgelegt werden. 

 
(12) Die prägenden siedlungsgestalterischen Elemente des äußeren und inneren Ortsbildes sowie 

das ländlich geprägte Erscheinungsbild einzelner Siedlungsbereiche sind im Rahmen der 
Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung zu berücksichtigen und auf die Vermeidung 
ortsbildstörender Verbauung ist zu achten. Für die im Verordnungsplan als denkmalgeschützt 
und denkmalwürdig eingetragenen Gebäude und Flächen sowie für die drei Naturdenkmäler 
sind Vorkehrungen zu ihrer Erhaltung zu treffen. Im Sinne des § 27 TBO 2022 idgF sind 
diesbezüglich örtliche Bauvorschriften zu erlassen. 

 
(13) Bei der Siedlungsentwicklung im Bestand entlang des Moosgrabens ist auf dieses 

naturräumliche Element Bedacht zu nehmen. Bei baulichen Maßnahmen im Nahbereich des 
Moosgrabens ist ein entsprechender Schutzbereich von mind. 5 m (im Sinne des 
Uferschutzstreifen gem.  § 7 Abs. 2 lit. a TNSG 2005 idgF) von jeglicher Bebauung 
freizuhalten.  

 
(14) Für die Siedlungsentwicklungsbereiche, für die die Verpflichtung zur Bebauungsplanung 

festgelegt ist (B!), ist zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung für eine 
bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung die Erlassung eines Bebauungsplanes und 
gegebenenfalls eines ergänzenden Bebauungsplanes erforderlich. Darüberhinaus ist die 
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Erlassung eines Bebauungsplanes auf unbebauten Bauplätzen im 
Siedlungsentwicklungsbereich mit einer Größe von mehr als 500 m² zwingend erforderlich. 
Von der Verpflichtung zur Erlassung von Bebauungsplänen sind bebaute Grundstücke 
ausgenommen, sofern die verkehrsmäßige Erschließung und die Erschließung dieser 
Grundstücke mit Einrichtungen zur Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung bereits 
besteht und die Erlassung von Bebauungsplänen zur Gewährleistung einer geordneten 
weiteren Bebauung derselben nicht erforderlich ist. Außerdem ist die Erforderlichkeit der 
Erlassung eines Bebauungsplanes im Hinblick auf die Bestimmungen des § 55 Abs. 2 TROG 
2022 zu prüfen. 

 
(15) Sofern in den jeweiligen baulichen Entwicklungsbereichen nichts anderes bestimmt ist, wird 

gem. § 31 b Abs.2 TROG 2022 (Bebauungsregel) für Grundstücke, die als Bauland gem. § 38 
bzw. § 40 TROG 2022 oder Sonderfläche gem. § 51 TROG 2022 gewidmet sind und für die 
nach den raumordnungsrechtlichen Vorschriften ein Bebauungsplan nicht zu erlassen ist und 
ein Bebauungsplan nicht besteht, festgelegt: 

 
Eine Bebauung bzw. weitere Bebauung der Grundstücke ist nur  

 
- unter Einhaltung einer Mindestdichte von 1,3 BMD (Baumassendichte) und  
- für Bauplätze bis zu einer Größe von 600 m² unter Einhaltung einer Höchstdichte von 

0,4 NFD (Nutzflächendichte),  
- für Bauplätze mit einer Größe von 600 – 900 m² sofern sie nicht sinnvoll unterteilbar 

sind, unter Einhaltung einer Höchstnutzfläche von 250 m² und  
- für Bauplätze die größer sind als 900 m² sofern sie nicht sinnvoll unterteilbar sind, unter 

Einhaltung einer Höchstnutzfläche von 400 m²  
 

zulässig, mit Ausnahme jener Grundstücke, bei welchen der rechtmäßig vorhandene 
Bestand diese Höchstdichten bereits überschreitet. Dort ist eine Bebauung im Ausmaß des 
rechtmäßigen Bestandes sofern kein Widerspruch zu den Zielen der örtlichen 
Raumordnung besteht, möglich. 

 
(16) Bei der Umsetzung der Siedlungsentwicklungsbereiche ist im Sinne der Ziele der 

Raumordnung Bedacht zu nehmen, dass der Energiebedarf über erneuerbare Energien 
(Photovoltaik und Solaranlagen, alternative Energieformen) und über lokale 
Energieressourcen (nachwachsende Rohstoffe, etc.) gestillt wird. 

 
 
 

§ 5 
Wirtschaftliche Entwicklung 

 
(1) Das Ausmaß des für Zwecke der Wirtschaft benötigten Baulandes beträgt insgesamt rund 

20,4 ha. 
 

(2) Für die weitere bauliche Entwicklung des Gewerbesektors sind in erster Linie die im 
Verordnungsplan dargestellten bereits gewidmeten unbebauten Gewerbe- bzw. 
Mischgebietsflächen im Ausmaß von ca. 3,49 + 4,44 = 7,93 ha heranzuziehen. Die zukünftige 
Nutzung dieser Flächen soll nur durch arbeitsplatzintensive Betriebe in verdichteter Bauweise 
erfolgen. Eine entsprechende Beschränkung des Gewerbe- und Industriegebietes gem. § 39 
Abs. 2 TROG 2022 idgF wird bei Vorliegen von zu erwartenden Nutzungskonflikten oder einer 
nicht den Zielen der örtlichen Raumordnung entsprechenden Entwicklung festgelegt. 

 
(3) Auf den Flächen für den gewerblichen Bedarf sind größtenteils nur Neuansiedlungen von 

Betrieben des produzierenden Gewerbes zulässig, die eine möglichst hohe 
Bruttowertschöpfung pro Arbeitsplatz und pro m² benötigter Grundfläche erzielen. 
Entscheidende Kriterien für die Zustimmung zur Ansiedlung eines Betriebes sind die 
Aufwertung der regionalen Wirtschaftsstruktur und die Schaffung zusätzlicher qualifizierter 
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Arbeitsplätze sowie gegebene Umweltverträglichkeit. Der Bebauungsplan für diese Flächen 
ist, soweit erforderlich, bedarfsgemäß zu erstellen und es sind privatrechtliche Vereinbarungen 
betreffend Erschließung etc. zu treffen. 

 
(4) Zur Erhöhung des örtlichen Arbeitsplatzangebotes sowie zur Vermehrung des Aufkommens 

an eigenen Steuern sind die im Verordnungsplan ausgewiesenen gewerblich-industriellen 
Entwicklungsflächen G1 und G3 aufgrund ihrer besonderen Eignung für die Ansiedlung von 
gewerblichen und industriellen Betrieben heranzuziehen und dem Bedarf entsprechend zu 
widmen. Zu bevorzugen sind auf diesen Flächen mit einem Gesamtausmaß von ca. 20,4 ha 
Betriebe, die eine möglichst hohe Bruttowertschöpfung pro Arbeitsplatz bzw. pro m² benötigter 
Grundfläche erzielen. Bevorzugt für eine Neuansiedlung werden Betriebe, mit einer hohen 
Arbeitsplatzdichte (Richtwert: 8 Vollzeitäquivalente pro 1.000 m²) 

 
(5) Die Haupterweiterungsfläche G1 mit einer Größe von 17,7 ha ist nach Abschluss des 

Schotterabbaus entsprechend den aufrechten Genehmigungen entsprechend rückzubauen 
und soll für eine langfristige gewerbliche Entwicklung durch eine entsprechende 
gesamtkonzeptionelle Überlegung stufenweise einer gewerblichen Nutzung zugeführt 
werden. Die Verwendung der Flächen ist an das Vorliegen einer entsprechenden 
Verfügbarkeit gebunden und hat in bodensparender, geordneter und arbeitsplatzintensiver 
Weise zu erfolgen (siehe Entwicklungsstempel G1).   

 
(6) Um bei der Erweiterung bzw. Neuansiedlung von Betrieben durch flächensparende 

Überbauungen eine Erhöhung der Nutzungsintensität zu erreichen, ist auf den 
ausgewiesenen Gewerbeflächen die Errichtung mehrgeschoßiger Gebäude mehrheitlich 
zulässig, sofern sie in Abstimmung mit der Umgebungsbebauung zu bringen ist. Eine 
geeignete landschaftspflegerische Einbindung neu errichteter Gewerbebetriebe ist in jedem 
Fall anzustreben. 

 
(7) Bei der etwaigen Neuansiedlung von Handelsbetrieben ist der Flächenverbrauch möglichst 

gering zu halten und daher über die Stellplatzverordnung bzw. über den Bebauungsplan für 
die betreffende Fläche eine ökonomische Parkraumgestaltung bzw. die Anlage einer 
Tiefgarage oder eines Parkdecks verpflichtend festzulegen. 

 
(8) Vor der Vergabe freier Gewerbeflächen an neu ansiedelnde Betriebe ist deren 

Standortverträglichkeit bezüglich einer etwaigen Emissions-, Lärm- oder Verkehrsbelastung 
benachbarter Wohngebiete zu prüfen, um Konflikte zwischen Wohn- und gewerblicher 
Nutzung jedenfalls zu vermeiden. Emittierende Betriebe sind außerhalb des 
zusammenhängenden Siedlungsgebietes sowie abseits der für touristische oder 
Erholungszwecke genutzten Räume vorzusehen. Gegebenenfalls ist vor einer baulichen 
Nutzung von Gewerbeflächen über die Bebauungsplanung sicherzustellen, dass 
entsprechende Pufferzonen zwischen Wohnnutzung und gewerblicher Nutzung gegeben 
sind. 

 
(9) Die landwirtschaftlichen Betriebe innerhalb und außerhalb des Ortsgebietes sind in ihrem 

Bestand und ihrer Funktionsfähigkeit durch den Erhalt der im Verordnungsplan 
ausgewiesenen Landwirtschaftlichen Freihalteflächen zu sichern. 

 
(10) Im Tourismus gilt Qualitätssteigerung bei gleichbleibender Quantität als Leitlinie für die 

Zukunft. Die Grundlagen für einen funktionierenden Erholungs- und Kulturtourismus sind zu 
bewahren. Dazu sind die Wander- und Erholungsgebiete auf dem Gebiet der 
Marktgemeinde (z.B. Hinterriß/Eng, Weng, Vomperberg) zu schonen und die Schutzhütten 
sowie das bestehende Wanderwegenetz zu erhalten. Das Naturraumpotential von Vomp 
soll werbetechnisch vermehrt zum Einsatz gebracht werden (93 % der 
Marktgemeindefläche sind Teil des Alpenparks bzw. 88 % der Marktgemeindefläche sind 
Teil des per Landesverordnung ausgewiesenen Naturschutzgebietes Karwendel) und die 
Schutz- und Freihaltegebiete sind gemäß ihrer Funktion als Bereiche mit besonderem 
Schutz zu respektieren. Zur Sicherung einer stabilen touristischen Infrastruktur sind die 
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Bemühungen um den Fortbestand einer dauerhaften Besiedelung in der Hinterriß 
fortzuführen. Der Erhalt und die Sanierung des baulichen Kulturgutes, wie z.B. Stift Fiecht 
oder Schloss Siegmundslust, sowie traditioneller landwirtschaftlicher Gebäude, sind ein 
wichtiges Anliegen. 

 
(11) Für den Fortbestand des bestehenden Nahversorgungsbetriebes für Güter des täglichen 

Bedarfs in Vomp/Dorf sowie für den Erhalt der Gastronomiebetriebe auf dem Gebiet der 
Marktgemeinde ist Sorge zu tragen. 

 
 
 

§ 6 
Verkehrserschließung und Lösung  

verkehrsbedingter Problembereiche 
 

(1) Die verkehrsmäßige Erschließung ist dem konkreten Bedarf sowie den Festlegungen des 
Örtlichen Raumordnungskonzeptes entsprechend und im Einklang mit den finanziellen 
Möglichkeiten der Marktgemeinde vorzunehmen. 

 
(2) Für zukünftige Siedlungsentwicklungen, welche zum Großteil in Form von inneren 

Verdichtungen stattfinden werden, sind die Erweiterung des untergeordneten Straßen- und 
Wegenetzes sowie die Errichtung von Gehsteigen gegebenenfalls durch eine 
vorausschauende Bebauungsplanung festzulegen. Dabei ist besonders auf die 
Verbesserung der Netzwirkung etwa durch Verbindung von bestehenden Stichstraßen und 
die Vermeidung neuer Sackgassen zu achten. 

 
(3) Bei Neuwidmungen ist durch privatrechtliche Vereinbarungen zwischen dem 

Widmungswerber und der Marktgemeinde sicherzustellen, dass bei Bedarf Verkehrsflächen 
für Straßen und Wege in einer Breite von mindestens 5 m an das öffentliche Gut abzutreten 
sind bzw. ein Servitut dafür einzuräumen ist. Bei einzeiligen Verbauungen kann das 
Ausmaß der Grundabtretung für Verkehrsflächen auf eine Wegbreite von mindestens 3,75 
m vermindert werden, wenn im Falle einer späteren zweizeiligen Verbauung die 
Realisierung einer Gesamtwegbreite von mindestens 5 m sichergestellt ist. 

 
(4) Zur Verwirklichung der Ziele des Örtlichen Raumordnungskonzeptes sind der Ausbau oder 

die Verbesserung bzw. der Neubau der folgenden, im Verordnungsplan dargestellten 
Verkehrswege erforderlich: 

 
a) Fußgänger- und Radfahrverkehr: 

- Radwegverbindung Vomp – Schwaz Vf5 

- Die Verkehrsflächen der Fußgänger und/oder Radfahrer sind z.B. durch die 
Errichtung von Gehsteigen/Radwegen in allen dafür geeigneten 
Straßenabschnitten der Schnittlauchgasse, des Feldweges, des Schützenweges, 
in Altmahd-Pirchat etc. von jenen der motorisierten Verkehrsteilnehmer 
abzugrenzen. 

- Für eine Beibehaltung des verkehrsberuhigten Wegverlaufes auf dem durch das 
Gemeindegebiet führenden „Radwanderweg Unterinntal“ ist zu sorgen. 

 
b) Ruhender Verkehr: 

- Bessere Überwachung des Parkverbotes und der Kurzparkzonen. 
 

c) Öffentlicher Verkehr: 

- Für den Fortbestand der Dorfbuslinie ist Sorge zu tragen und eine effiziente 
Verkehrsanbindung an das ÖBB-Netz ist weiterhin zu erhalten. 
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§ 7 
Entwicklung der sonstigen Infrastruktur 

 
(1) Die Marktgemeinde ist Mitglied des Abwasserverbandes Schwaz und Umgebung. In 

Abstimmung mit der angestrebten Gesamtentwicklung der Marktgemeinde Vomp sind 
hinsichtlich einer flächendeckenden, geordneten Abwasserentsorgung ist im Bereich 
Hinterriß die Abwasserentsorgung entsprechend dem Stand der Technik anzupassen.  

 
(2) Die verstärkte Nutzung alternativer Energiequellen mittels ausreichender Information zu 

Förderungsmöglichkeiten sowie die Erstellung eines Energiekonzeptes für das 
Gemeindegebiet ist zu forcieren. 

 
 

 
§ 8 

Besondere behördliche Maßnahmen 
 

(1) Innerhalb von 2 Jahren nach Inkrafttreten der Fortschreibung des Örtlichen 
Raumordnungskonzeptes ist der Flächenwidmungsplan zur Übereinstimmung mit dem 
fortgeschriebenen Raumordnungskonzept zu überarbeiten. Dabei gelten insbesondere 
nachfolgende Festlegungen: 

 
a) Die innerhalb der Siedlungsgrenzen und Siedlungsränder gelegenen, bereits derzeit als 

Bauland gewidmeten Flächen werden, sofern in den folgenden Bestimmungen nichts 
anderes festgelegt wird wieder als Bauland gewidmet.  
 

b) Die im Plan Örtliches Raumordnungskonzept Vomp im Entwicklungsstempel mit der 
Zeitzone „zV“ gekennzeichneten Bereiche bleiben bei der Überarbeitung des 
Flächenwidmungsplanes Bauverbotsflächen gem. §35 Abs.2 TROG 2022 idgF. Die 
nicht mehr festgelegten Bauverbotsbereiche sind entsprechend den in den 
Raumordnungsverträgen mit den Grundeigentümern vereinbarten Aufhebung des 
Bauverbots nicht mehr als solche zu kennzeichnen. 

 
c) Sofern im örtlichen Raumordnungskonzept nichts Anderes vorgesehen ist, hat sich die 

Flächenwidmung an den bestehenden Widmungen zu orientieren.  
 

d) Die Widmung von Sonderflächen erfolgt gem. deren Bestand. 
 
e) Bei Neuwidmungen von Grundstücken ist nach Möglichkeit durch privatrechtliche 

Verträge nach § 33 TROG 2022 idgF sicherzustellen, dass der Grund vorwiegend an 
Einheimische zu einem ortsüblichen Preis veräußert wird, und dass eine 
Bauverpflichtung besteht. 

 
 
(2) Bei der Erstellung der Bebauungspläne sind folgende Vorgaben zu beachten: 

 
a) Bei der Erstellung von Bebauungsplänen, mit denen bodensparende Bauformen 

ermöglicht bzw. festgelegt werden, ist besonderes Augenmerk auf den dörflichen 
Charakter der Ortsteile zu legen. 

 
b) Die Streuobstwiesen innerörtlich gelegener Bauernhöfe sind über die 

Bebauungsplanung durch niedrige Dichtefestlegungen von einer Bebauung 
freizuhalten.  
 

c) Über die Bebauungsplanung ist gegebenenfalls vor einer Freigabe von 
Gewerbeflächen zur baulichen Nutzung sicherzustellen, dass entsprechende 
Pufferzonen zwischen Wohn- und Gewerbenutzung gegeben sind. 
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§ 9 
Besondere privatrechtliche Maßnahmen 

 
(1) Bei der Neuwidmung von Flächen als Bauland bzw. bei der Erlassung der Bebauungspläne 

ist darauf zu achten, dass eine widmungsgemäße Verwendung der betreffenden 
Grundstücke gewährleistet ist. Zur Erreichung dieses Zieles kann die Marktgemeinde 
unterstützend geeignete privatrechtliche Vereinbarungen mit den Grundeigentümern im 
Wege der Vertragsraumordnung abschließen. 

 
(2) Ziel der Marktgemeinde ist es, durch entsprechende Grundstückspreise, die Schaffung von 

kostengünstigem Wohnraum für die Vomper Bevölkerung sicherzustellen. Dazu gedenkt die 
Marktgemeinde fallweise selbst Grundflächen zu erwerben, um wachsenden Einfluss auf 
den Bodenmarkt zu bekommen und Tauschgründe zur Verfügung zu haben. Wenn möglich 
kann hierzu auch die Unterstützung des Tiroler Bodenfonds herangezogen werden. 

 
(3) Vertragsraumordnung im Sinne des § 33 TROG 2022 idgF ist im Rahmen von 

Flächenwidmungsplanänderungen bzw. der Erlassung von Bebauungsplänen ggf. 
anzuwenden. 

 
 

 
§ 10  

Schlussbestimmungen 
 

(1) Das fortgeschriebene Örtliche Raumordnungskonzept liegt im Gemeindeamt während der für 
den Parteienverkehr bestimmten Amtszeiten zur allgemeinen Einsichtnahme auf.  
 

(2) Die Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes tritt im Sinne des § 68 Abs. 1 
TROG 2022 idgF mit dem Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft. 
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ANLAGE A  
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GRUNDSÄTZLICHE FESTLEGUNG ÜBER DIE GEORDNETE 

RÄUMLICHE ENTWICKLUNG 
 

 
FREIHALTEFLÄCHEN 

  
 
Landschaftliche Freihaltefläche (FA) 
 
- FA1: Bereich Bauhof-Eggen-Weng 

Hier ist zum einen der Bauhof als traditioneller Kulturlandschaftsausschnitt bäuerlicher Prägung 
von Bedeutung, zum anderen wird das Gebiet durchzogen von Wanderwegen, von denen jener 
nach St. Georgenberg der frequentierteste ist. 

Der Raum Bauhof-Eggen-Weng ist vor allem in seiner Funktion als Naherholungsgebiet in 
seinem Bestand zu stärken und zu sichern. Im Bereich Weng sind nach der erfolgten 
Anlage eines Besucherparkplatzes keine weiteren baulichen Maßnahmen zulässig. 
 
- FA2: Der Hügel um die Kreuzbichlkapelle und um das Schloss Sigmundslust 

Diese Fläche ist von großem landschaftlichem Wert, da sie im Tal von vielen Punkten aus 
eingesehen werden kann. Zudem ist der umgebende Laubmischwald infolge seiner zahlreichen 
wärmeliebenden Pflanzen ökologisch bedeutsam. 

 

- FA3: Vomperberg 

Diesem Bereich kommt für das Landschaftsbild der gesamten Region eine bedeutende Rolle zu, 
da er im Umland weithin sichtbar ist. Die Gehöfte sind in traditionellem Stil gehalten und von 
Streuobstwiesen umgeben, weiters befinden sich im gesamten Gebiet zahlreiche Feldgehölze 
und Gehölzgruppen. In diesem Bereich liegen zwei Ausflugsgasthäuser von denen eines derzeit 
stillgelegt ist, Wander- und Spazierwege bieten sich an, und eine Rodelbahn führt ins Tal. 
Der Großraum Vomperberg ist in seiner Bedeutung als Naherholungsgebiet zu erhalten. 

 

- FA4: Bereich Stift Fiecht mit umgebenden Wiesenflächen 

Der Bereich Stift Fiecht mit dem kulturhistorisch und landschaftlich bedeutsamen 
Gebäudeensemble und den umgebenden Grünflächen erfüllt neben seiner Bedeutung als 
Naherholungsraum eine wichtige Funktion als Puffer zwischen den Siedlungsbereichen Vomp, 
Fiecht und entlang der Schnittlauchgasse bzw. Dornach. Der Bereich Stift Fiecht mit den 
umgebenden Grünflächen ist zur Bewahrung der Sichtbeziehungen unbedingt von einer 
störenden Bebauung freizuhalten. 
 

 

- FA5: Großer Ahornboden, Eng 

Dieser Raum wird von vielen Erholungssuchenden in Anspruch genommen. Infolge der hohen 
Anzahl Individual- und Busreisender erfolgte bereits eine Parkplatzerweiterung bis ans Ufer des 
Enger-Grund-Baches. Die Freihaltefläche wird hier ausgewiesen, um eine weitere Überprägung, 
dieses auch das Landschaftsschutzgebiet Großer Ahornboden umfassende Gebiet, durch 
touristische Nutzung zu vermeiden. 

 

- FA6: Stallental/Wolfsklamm 

Der größtenteils unverbaute Stallenbach mit seinem stark strukturierten Bachbett ist an der 
nordöstlichen Gemeindegrenze gelegen und bildet unterhalb von St. Georgenberg die markante 
Wolfsklamm aus. Neben der Bedeutung als Naturlandschaftselement hat dieses Gebiet auch 
eine wesentliche Funktion als Naherholungsraum. 
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Ökologische Freihaltefläche (FÖ) 

 
- FÖ1: Bereich Schloss Siegmundslust als traditionelles, kulturell wertvolles Siedlungselement 

mit angeschlossenem Streuobstbestand sowie umgebenden arten­ und strukturreichen 
Waldrändern. 

 
 
- FÖ2: Auwaldrest entlang dem Innufer 

 
 
- FÖ3: Gehölzbestand am Rande des Schotterabbaus am Vomper Loch 

 
 
- FÖ4: Rißbach außerhalb des Gewässerstreifens 
 

- FÖ5 Uferbereiche des Moosgrabens 

 
 
Forstliche Freihaltefläche (FF) 
 

- FF: Waldflächen in der Marktgemeinde Vomp 

 
Die gesamten im Gemeindegebiet der Marktgemeinde liegenden Waldflächen, die nicht aufgrund 
ihrer landschaftlichen Eigenart oder ökologischen Wertigkeit als FA- bzw. FÖ-Fläche 
ausgewiesen sind, werden im Sinne einer geordneten forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung als 
forstliche Freihaltefläche festgelegt.  
 
 
 
Landwirtschaftliche Freihaltefläche (FL) 
 

- FL: Landwirtschaftliche Intensivflächen westlich des Dorfes und Mooswinkls und nordöstlich 
von Altmahd, in Pirchat und im Bereich des Gewerbegebietes Fiecht/Au.  

 
Die als landwirtschaftliche Freihaltegebiete festgelegten Flächen, die nicht aufgrund ihrer 
landschaftlichen Eigenart (z.B. Vomperberg) oder ökologischen Wertigkeit als FA- bzw. FÖ-
Fläche ausgewiesen sind, werden zur Absicherung der landwirtschaftlichen Urproduktion 
festgelegt.  
 
 
 
 
Sonstige Freihaltefläche (FS) 
 

- FS1  Schießplatz 
- FS2  Kinderspielplätze, 
- FS3  Parkplatz Weng 
- FS4  Waldspielplatz Kegelboden 
- FS5  Hochwasserschutz - Siedlungsbereiche in der roten Gefahrenzone des Vomperbaches  
- FS6   Pufferbereich zu A12 Böschungsbereiche entlang der Autobahn inkl. Rettungsstollen  

         Unterinntaltrasse angrenzend an Siedlungsbereiche  
- FS7   Gasstation Fiecht 
- FS8  Wildbachgefahrenschutz - Siedlungsbereiche im Gefährdungsbereich des Mahdgrabens  
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- FS9  Hochgebirgsregion, Almbereiche, Felsregionen und Schotterrunsen des Natura 2000  
        Gebietes Karwendel 

- FS10 Uferbereiche des Moosgrabens 

 
Die als landwirtschaftliche Freihaltegebiete festgelegten Flächen, die nicht aufgrund ihrer 
landschaftlichen Eigenart (z.B. Vomperberg) oder ökologischen Wertigkeit als FA- bzw. FÖ-
Fläche ausgewiesen sind, werden zur Absicherung der landwirtschaftlichen Urproduktion 
festgelegt.  
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BAULICHE ENTWICKLUNG 
 
Die hier angeführten näheren Festlegungen zur baulichen Entwicklung treffen Vorgaben für den 
in weiterer Folge zu erstellenden Flächenwidmungsplan sowie die Bebauungspläne und 
definieren folgende Kriterien: 

 

- Zeitliche Abstufung der Siedlungsentwicklung und gegebenenfalls Auflistung fehlender 
Voraussetzungen für die Freigabe von Grundflächen zur Bebauung 

- Art der zukünftig vorwiegenden Nutzung (öffentliche Nutzung, Wohn-, Gewerbe-, Misch- 
oder Sondernutzung) 

- Bebauungsdichte oder Bebauungsplanpflicht oder Bebauungsregeln 
 
Die bebaute Fläche der Marktgemeinde wurde zu diesem Zweck in verschiedene, 
durchnummerierte Gebiete unterteilt, deren Abgrenzung aufgrund von Unterschieden in der 
Bereichstypologie, der Nutzung, oder räumlicher Abgeschlossenheit erfolgt. 

 
Entsprechend ihrer überwiegenden Nutzung untergliedern sich die einzelnen Gebiete in folgende 
Kategorien: 

 

Nutzung W vorwiegend Wohnnutzung 
 G vorwiegend gewerbliche Nutzung 

 S Sondernutzung 
 M Mischnutzung 

 Ö vorwiegend öffentliche Nutzung 
 

Die Rundsignaturen, mit denen im Verordnungsplan zum Örtlichen Raumordnungskonzept 
Festlegungen für die einzelnen Ortsbereiche getroffen werden, enthalten gemäß den genannten 
Zielsetzungen weiters die folgenden Inhalte: 
 
• Zeitzone Z, mit der eine mögliche Nutzung zeitlich abgestuft festgelegt wird: 
 

z0 Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
z1  unmittelbarer Bedarf (Voraussetzung ist gegebener Bedarf und 

vorhandene Verkehrserschließung) 
zV  Bauverbotsfläche – gewidmetes Bauland, bauliche Nutzung nur 

vorbehaltlich des Vorliegens bestimmter Voraussetzungen 
 

Falls es sich beim betreffenden Gebiet zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung um 
Freiland handelt, wird mit der Zeitzone der frühestmögliche Zeitpunkt der Baulandwidmung 
bestimmt, sofern konkreter Bedarf sowie die erforderlichen infrastrukturellen Voraussetzungen 
gegeben sind. 
 

Dichteklasse D, welche für den Bebauungsplan eine grundsätzliche Zielsetzung betreffend der 
Baudichten vorgibt: 
 

D 1 überwiegend lockere Bebauung 
D 2 überwiegend mittlere Baudichte 
D 3 überwiegend hohe Baudichte 

B! Bebauungsplanpflicht 
BR1 Bebauung nur unter Einhaltung der betreffenden Bebauungsregel zulässig 
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BAULICHE ENTWICKLUNG FÜR WOHNNUTZUNG 

W1 Altmahd-Pirchat 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Der Bereich Altmahd-Pirchat ist im Südosten durch den Inn im Südwesten durch den Vomperbach, 
im Nordwesten durch die Autobahn und im Nordosten im Wesentlichen durch die freien 
Feldflächen östlich von Altmahd (landwirtschaftliche Gunstflächen) begrenzt. Er wird 
durchschnitten durch die Unterinntaltrasse der ÖBB. Die Siedlungsstruktur ist geprägt von 
überwiegender Einfamilienhausbebauung. Die Erschließung erfolgt im Wesentlichen über 
öffentliche Wege, wobei im Zuge der Bebauungsplanungen die Wegbreiten entsprechend zu 
überprüfen sind und Aufweitungen vorzusehen sind. Bezüglich der bestehenden Verbauung kann 
über die Bebauungsplanung grundsätzlich nachverdichtet werden, wobei die Verbauung bis hin zu 
verdichteten Wohnformen reichen kann. Die im betroffenen Bereich vorwiegende Wohnnutzung 
soll weiterhin aufrechterhalten bleiben. Die bestehenden Baulücken sollen vorrangig für eine 
Verbauung verwendet werden. Bei einer Bebauung bzw. weiteren Bebauung ist die Anwendung 
des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen. Eine über 
die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete 
Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten 
baulichen Entwicklung und unter Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, 
Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden. 
 
Der südwestliche Bereich (Trogerareal) wurde im Zuge einer Widmungsänderung und einer 
Bebauungsplanung einer Grundstücksneuordnung unterzogen und die verkehrliche Erschließung 
über die Bebauungsplanung abgesichert. Die Zufahrt zum Ortsteil Pirchat erfolgt über die 
Autobahnabfahrt und weiter über die Bahntrasse in den Ortsteil Altmahd. Die verkehrliche 
Belastung durch den Durchzugsverkehr soll einerseits über die neu zu errichtende 
Erschließungsspange im Westen und andererseits über verkehrsberuhigende Maßnahmen im 
Ortsteil Altmahd im Sinne einer ortsbildverträglichen Verkehrserschließung abgesichert werden.  
Die Versorgung mit Trinkwasserver- und Abwasserentsorgungsanlagen ist im betroffenen Bereich 
ausreichend gegeben.  
Für die innerhalb der gelben bzw. roten Wildbachgefahrenzone bzw. innerhalb eines 
Hochwasserabflussbereiches bzw. gelben, gelbroten oder roten Flussbaugefahrenzone liegenden 
Bereiche ist für eine Bebauung bzw. weitere Bebauung eine Stellungnahme der Landesgeologie 
bzw. der WLV bzw. des Fachbereiches Wasserwirtschaft erforderlich. 
Eine Bebauung kann weiters nur unter Maßgabe der Einschränkungen durch die den 
Planungsbereich überspannenden Elektroleitungen bzw. unter Berücksichtigung der erforderlichen 
Lärmschutzmaßnahmen im Nahbereich der ÖBB erfolgen.  
 
 
W2 Innhöfe, an der Stadtgrenze zu Schwaz 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
 
Festlegung gemäß Bestand, keine weitere bauliche Ausdehnung über die dzt. gewidmete Fläche. 
Der betroffene Bereich ist über das Stadtgemeindegebiet von Schwaz erschlossen und ist 
begrenzt durch die Landwirtschaftliche Freihaltefläche. Die Abwässer dieses Ortsbereiches 
werden zum Gemeindegebiet von Schwaz hin entsorgt. Die Kanalisierung erfolgt über ein 
Mischsystem. Dieser Bereich wird zur Unterbindung von Nutzungskonflikten mit dem 
angrenzenden Bereich der Stadtgemeinde Schwaz mit vorwiegend Wohnen festgelegt. Bei einer 
weiteren baulichen Entwicklung ist Bedacht zu nehmen auf die isolierte Lage im Ortsgebiet von 
Vomp.  Bei einer weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht 
und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen. Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. 
(15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines 
Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung 
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der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ermöglicht werden. Für die innerhalb eines Hochwasserabflussbereiches liegenden Bereiche ist für 
eine Bebauung bzw. weitere Bebauung eine Stellungnahme des Fachbereiches Wasserwirtschaft 
erforderlich. 
 
 
W3 Pirchat-Altmahd 
zV  Bauverbotsfläche – gewidmetes Bauland, bauliche Nutzung nur vorbehaltlich des 

Vorliegens bestimmter Voraussetzungen 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Die Flächen Gstnr 3437/1, 3403/6 (bestehende unbebaute Reserveflächen) sind aufgrund ihrer 
Größe und Ausformung nur  

- nach Vorliegen eines Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes bebaubar.  
- Weiters kann eine Freigabe der Bebauung erst nach Vorliegen konkreten Bedarfes 

erfolgen.  
- Die Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 

ist anzuwenden. 
 
 
W4 Bereich Innhöfe; Baulicher Entwicklungsbereich für vorwiegende Wohnnutzung 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
 
Dieser Bereich betrifft die nun in Privateigentum übergegangenen ehemaligen Wohnhäuser der 
Kaserne.  
Festlegung gem. Bestand, keine weitere bauliche Ausdehnung über die dzt. gewidmete Fläche. 
Bei einer weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht und § 4 
Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen. Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) 
normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines 
Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung 
der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ermöglicht werden.  
 
 
W5 Fiecht Nord, Teilwälder 
z0  Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Nördlich des Gemeindewege von Fiecht Richtung Bogenschießplatz haben die Teilwaldbesitzer 
eine bauliche Entwicklung angeregt. Eine bauliche Entwicklung ist bei Vorliegen nachfolgender 
Voraussetzungen möglich: 

- Vorliegen einer dem Stand der Technik entsprechenden Verkehrserschließung und 
Infrastrukturanbindung, 

- Aufgrund der Steilheit des Geländes ist vor einer baulichen Entwicklung das Vorliegen 
eines sinnvollen Parzellierungs- und Bebauungskonzeptes erforderlich.  

- Eine Widmung kann nur bei konkret vorliegendem Eigenbedarf oder Verfügbarkeit für die 
Gemeinde zu verträglichen Preisen erfolgen. 

- Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach 
Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. 
Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze 
hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes 
unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung der 
Vertragsraumordnung ermöglicht werden.  
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- Eine Entwicklung im gegenständlichen Bereich ist weiters an die Vorlage einer aufrechten 
Rodungsbewilligung, bei der eine flächengleiche, hydrologisch geeignete 
Ersatzaufforstungen im Nahbereich der Rodungsfläche vorliegen muss, gebunden, wobei 
die Kosten für eventuelle Ausgleichsmaßnahmen vom jeweiligen Grundeigentümer selber 
getragen werden müssen. 

- Für eine bauliche Entwicklung ist das Vorliegen einer positiven Stellungnahme seitens der 
WLV erforderlich.  

- Bergseits ist in Abstimmung zwischen Forst und Naturschutz ein breiter Laubholzgürtel 
anzulegen. Dazu ist eine Stellungnahme der BFI und des Naturschutzes einzuholen.  

- Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht bzw. Kaufoptionsrecht zu Gunsten 
der Gemeinde für über den Eigenbedarf hinausgehende Flächen, etc.) ist anzuwenden. 

 
 
W6 Dorf-West 
z0  Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Eine bauliche Entwicklung dieses Bereiches ist an das Vorliegen einer gesicherten Erschließung 
und entsprechender Verfügbarkeit der Flächen für die Gemeinde über den konkreten Eigenbedarf 
hinaus möglich. Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur 
nach Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. Eine über 
die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete 
Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten 
baulichen Entwicklung und unter Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, 
Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden. 
 
 
W7 Bereich Dorf, Gröben, Gaisberg Schnittlauchgasse,  
zV  Bauverbotsfläche – gewidmetes Bauland, bauliche Nutzung jedoch nur vorbehaltlich des 

Vorliegens bestimmter Voraussetzungen 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Diese Flächen bleiben weiterhin als Bauland Wohngebiet gewidmet, können aber erst nach 
Vorliegen eines Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes sowie nach Vorliegen konkreten 
Bedarfes bebaut werden. Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke 
ist nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. Eine über 
die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete 
Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten 
baulichen Entwicklung und unter Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, 
Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden. 
 
Bei einer neuerlichen Widmung der in der gelben Wildbachgefahrenzone liegenden Bereiche ist 
eine Stellungnahme der WLV einzuholen. 
 
 
W8 Gaisberg West 
z0 Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Westlich der Gaisbergstraße wird sofern nicht bereits gewidmet, eine Bautiefe in den baulichen 
Entwicklungsbereich aufgenommen. Aufgrund der Steilheit im betroffenen Bereich wird ein 
Siedlungsrand festgelegt. Eine Baulandwidmung kann nur bei Vorliegen nachfolgender 
Voraussetzungen erfolgen: 
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- Vorliegen eines sinnvollen Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes, das auch eine 
stufenweise Bebauung geordnet ermöglicht. 

- positive Stellungnahme der WLV  
- eine Widmung kann nur bei Vorliegen konkreten Eigenbedarfes oder Verfügbarkeit für die 

Gemeinde erfolgen 
- Eine Entwicklung im gegenständlichen Bereich ist weiters an die Vorlage einer aufrechten 

Rodungsbewilligung, bei der eine flächengleiche, hydrologisch geeignete 
Ersatzaufforstungen im Nahbereich der Rodungsfläche vorliegen muss, gebunden, wobei 
die Kosten für eventuelle Ausgleichsmaßnahmen vom jeweiligen Grundeigentümer selber 
getragen werden müssen. 

- Bei etwaigen Bauvorhaben im Hangfuß- und Hangbereich ist im Widmungs- und/oder 
Bauverfahren eine Beurteilung hinsichtlich geogener gravitativer Naturgefahren 
erforderlich. 

- Die Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ist anzuwenden. 

- Bei einer Bebauung bzw. weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (13) 
Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (14) Bebauungsregel zu prüfen. 

 
 
W9 Schnittlauchgasse 
z0  Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Der Siedlungsentwicklungsbereich grenzt direkt an bereits gewidmetes Bauland an und wurde 
aufgrund konkreten Bedarfes festgelegt. Ein Bauplatz wurde bereits gewidmet und bebaut. Für den 
restlichen Bereich erfolgt die Widmung jedenfalls stufenweise unter Maßgabe der Abtretung der 
erforderlichen Wegflächen entsprechend einer sinnvollen Parzellenstruktur und nur bei Vorliegen 
konkreten Bedarfes. Bei einer Bebauung bzw. weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. 
(14) Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen. Die Vertragsraumordnung 
(Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ist für den betroffenen Bereich 
anzuwenden.  
Die Gefährdung des in der gelben Wildbachzone liegenden Bereiches wird seitens des 
Sachverständigen aufgrund der flächigen Verteilung des Schadwassers als gering eingestuft, 
sodass es möglich sei, durch Beachtung von wildbachtechnischen Auflagen im Zuge des 
Bauverfahrens eine Hochwassersicherheit für die Gebäude herzustellen. 
 
 
W10 Dorf West 
z0  Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
 
Am westlichen Ortsrand des Dorfes wird in der 2. Bautiefe im Bereich der Gstnr 2029 ein 
Entwicklungsbereich für vorwiegend Wohnnutzung für Weichende festgelegt. Eine bauliche 
Entwicklung kann nur unter nachfolgenden Bedingungen erfolgen: 

- Eine Baulandwidmung ist erst nach Vorliegen einer rechtlich gesicherten Zufahrt von der 
südöstlich vorbeiführenden Gemeindestraße aus zulässig. 

-  Eine Bebauung ist aufgrund der steilen Geländeverhältnisse nur nach Vorlage eines 
geotechnisch abgestimmten Bebauungskonzeptes möglich. 

- Aufgrund der teilweisen Lage des Entwicklungsbereiches außerhalb des raumrelevanten 
Bereiches des Gefahrenzonenplanes ist eine Umwidmung und Bebauung nur nach 
Vorliegen einer positiven Stellungnahme der WLV zulässig.  

- Aufgrund der Lage des Entwicklungsbereiches im Wald ist eine Widmung an eine positive 
forstfachliche Stellungnahme bzw. Vorliegen einer Rodungsbewilligung gebunden. 

- Vorliegen konkreten Bedarfes 
- Bei der Widmung der betroffenen Bereiche ist die Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, 

Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) anzuwenden. 
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- Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach 
Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. 
Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs.(15) normierte Dichtegrenze 
hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes 
unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung der 
Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ermöglicht werden. 

- Bei etwaigen Bauvorhaben im Hangfuß- und Hangbereich ist im Widmungs- und/oder 
Bauverfahren eine Beurteilung hinsichtlich geogener gravitativer Naturgefahren 
erforderlich. 

 
 
W11 Dorf, Griesbichl, Gröben, Gaisberg, Schnittlauchgasse, nördlicher Hoferweg 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Dieser Entwicklungsbereich umfasst den gesamten gewidmeten Bereich. Die unbebauten 
Bereiche können jederzeit einer baulichen Verwertung zugeführt werden. Bei einer Bebauung bzw. 
weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) 
Bebauungsregel zu prüfen. Für den Planungszeitraum wird für den betroffenen Bereich weiterhin 
die vorwiegende Wohnnutzung festgelegt.  
Die in diesem Bereich noch bestehenden landwirtschaftlichen Hofstellen sind im Bestand 
gesichert. Bei massiver Vergrößerung der landwirtschaftlichen Betriebe wird eine Aussiedlung im 
Sinne einer Nutzungsentflechtung empfohlen. Der betroffene Bereich ist geprägt durch den alten 
landwirtschaftlichen Dorfkern und die daran angrenzenden annähernd reinen Wohnbereiche mit 
untergeordneten Nebennutzungen im Bereich Dorf West, Griesbichl, Gröben, Gaisberg und 
Schnittlauchgasse.  
Die zu den Landwirtschaftsbetrieben gehörenden innerörtlichen Obstgärten sollen zur 
Strukturierung des Dorfkernes erhalten bleiben.  
Die in den Ortsteilen bestehenden Engstellen sind durch das Instrument des Bebauungsplanes 
entsprechend zu entschärfen.  
Der im nordöstlichen Bereich des Ortsteiles Dorf gelegene Tourismusbetrieb ist durch eine 
entsprechende Widmung im Bestand abzusichern.  
Der Entwicklungsbereich wird in Richtung Westen und östlich der Schnittlauchgasse zu den 
großen landwirtschaftlichen Freihalteflächen mit einer absoluten Siedlungsgrenze abgegrenzt.  
Zu den Waldbereichen wird für geringfügige Arrondierungen ein Siedlungsrand festgelegt. In der 
Umgebung des Schlosses Siegmundslust ist aufgrund der weithin sichtbaren exponierten Lage 
über dem Siedlungsgebiet eine Bebauung, die auf das landschaftsästhetische Erscheinungsbild 
des Schlosses Siegmundslust Bedacht nimmt, zu wählen. Dies ist über das Instrument der 
Bebauungsplanung in Abstimmung mit dem Orts- und Straßenbild sicherzustellen. Dies gilt auch 
für die Umgebung der Kirche.  
Die Gefährdung des in der gelben Wildbachzone liegenden Bereiches wird seitens des 
Sachverständigen aufgrund der flächigen Verteilung des Schadwassers als gering eingestuft, 
sodass es möglich sei, durch Beachtung von wildbachtechnischen Auflagen im Zuge des 
Bauverfahrens eine Hochwassersicherheit für die Gebäude herzustellen. Im Schutzbereich der 
Landesstraße und der Autobahn ist eine weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer 
positiven Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung bzw. der ASFINAG als Straßenerhalter 
gebunden. 
Auf einer Teilfläche der Gstnr 2066 und Teilflächen der Gstnr 191, 195 und 3645 werden aufgrund 
konkreten Bedarfes geringfügige Entwicklungsflächen ausgewiesen. Bei der Bebauung des 
Bereiches auf Gstnr 2066 darf die Standfestigkeit des bergseitig verlaufenden Forstweges nicht 
gefährdet werden. Eine Stellungnahme der BFI ist dahingehend einzuholen. Für die Bebauung der 
Teilfläche der Gstnr 2066 ist die Beiziehung einer geotechnischen Fachperson notwendig um die 
Hangstabilität während der Bauphase als auch langfristig abzusichern. Im Bereich der Gstnr 191 
ist die forstliche Bringungssituation zu beachten und eine Stellungnahme der BFI einzuholen. 
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W12 Dornach 
zV  Bauverbotsfläche – gewidmetes Bauland, bauliche Nutzung jedoch nur vorbehaltlich des 

Vorliegens bestimmter Voraussetzungen 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Diese Flächen (Teilfläche Gstnr 3193, 3215/1) bleiben weiterhin als Bauland Wohngebiet 
gewidmet, können aber erst nach Vorliegen eines Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes 
sowie nach Vorliegen konkreten Bedarfes bebaut werden. Bei einer Bebauung bzw. weiteren 
Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) 
Bebauungsregel zu prüfen. 
 
 
W13 Bachtalweg, Dornach, Fiecht, Zöhrerweg, Pax 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Dieser Entwicklungsstempel umfasst sämtliche gewidmete für vorwiegende Wohnnutzung 
geeignete Bereiche in den Ortsteilen Bachtalweg, Dornach, Fiecht, Zöhrerweg, Pax. 
Die bebauten Bereiche sind einerseits geprägt durch lockere Einfamilienhausbebauung und 
andererseits durch verdichtete Wohnformen.  
Bei einer Bebauung bzw. weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) 
Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen. Über die Bebauungsregel 
hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter 
Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung unter Anwendung der Vertragsraumordnung 
(Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden.  
Die baulichen Entwicklungsbereiche werden von landwirtschaftlich genutzten Flächen im Osten 
durch eine absolute Siedlungsgrenze abgegrenzt. Die beiden Ortsteile Dornach und Fiecht hängen 
über eine bandartig gewidmete Baulandverbindung entlang der Gemeindestraße zusammen. Eine 
Ausweitung dieses Bereiches ist durch die festgelegte absolute Siedlungsgrenze unterbunden. In 
Richtung Norden wird aufgrund der fertiggestellten Unterinntaltrasse in diesem Bereich keine 
bauliche Entwicklung über die Bestandswidmung mit Ausnahme der Entwicklungsbereiche W18 
und 19 zum Abschluss der Siedlungsentwicklung festgelegt. In Richtung Westen wird für 
geringfügige Arrondierungsflächen zum Wald hin, ein Siedlungsrand festgelegt. In Bezug auf die 
verkehrsmäßige Erschließung der gewidmeten Bereiche ist, im Rahmen der bedarfsmäßig zu 
erstellenden Bebauungspläne, eine entsprechende ausreichende verkehrsmäßige Erschließung 
sicherzustellen. Die äußere Gestaltungsform der Baukörper im Nahbereich des Stiftes Fiecht hat 
sich am, durch das Stift geprägte Landschaftsbild, zu orientieren. Im Bereich des 
Gewerbebetriebes Steinlechner, hat die bauliche Entwicklung bei einer ggf. Anpassung der 
Flächenwidmungsplan auf den Gewerbebetrieb Rücksicht zu nehmen.  
In den von der gelben Wildbachgefahrenzone betroffenen gewidmeten Bereichen ist im Zuge des 
Bauverfahrens eine Stellungnahme der WLV einzuholen. Aufgrund der Gefährdung durch die 
gelbe Lawinengefahrenzone auf Gstnr 2510/7 ist im Zuge der Bauverhandlung eine 
Stellungnahme einzuholen in der lawinentechnische Maßnahmen vorgeschrieben werden. Im 
Schutzbereich der Autobahn ist eine weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer positiven 
Stellungnahme der ASFINAG als Straßenerhalter gebunden. 
 
 
W14 Schnittlauchgasse  
zV  Bauverbotsfläche – gewidmetes Bauland, bauliche Nutzung jedoch nur vorbehaltlich des 

Vorliegens bestimmter Voraussetzungen 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Diese Flächen bleiben weiterhin als Bauland Wohngebiet gewidmet, können aber erst nach 
Vorliegen eines Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes sowie nach Vorliegen konkreten 
Bedarfes bebaut werden. Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke 
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ist nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. Eine über 
die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete 
Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten 
baulichen Entwicklung und unter Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, 
Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden.  
 
 
W15 nördlicher Bachtalweg 
z0  Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Nördlich des Bachtaltweges können, unter Vorliegen nachfolgender Voraussetzungen, zwei 
Bauplätze in den baulichen Entwicklungsbereich aufgenommen werden: 

- Vorliegen einer dem Stand der Technik entsprechenden Verkehrserschließung und 
Infrastrukturanbindung, wobei die Kosten dieser Erschließungen vom Widmungswerber zu 
tragen ist.  

- Eine Widmung kann nur bei konkret vorliegendem Eigenbedarf oder Verfügbarkeit für die 
Gemeinde erfolgen 

- Bei einer Bebauung bzw. weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) 
Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen. 

- Eine Entwicklung im gegenständlichen Bereich ist weiters an die Vorlage einer aufrechten 
Rodungsbewilligung, bei der eine flächengleiche, hydrologisch geeignete 
Ersatzaufforstungen im Nahbereich der Rodungsfläche vorliegen muss, gebunden, wobei 
die Kosten für eventuelle Ausgleichsmaßnahmen vom jeweiligen Grundeigentümer selber 
getragen werden müssen. 

- Bei etwaigen Bauvorhaben im Hangfuß- und Hangbereich ist im Widmungs- und/oder 
Bauverfahren eine Beurteilung hinsichtlich geogener gravitativer Naturgefahren 
erforderlich. 

- Außerdem ist eine Stellungnahme der WLV einzuholen. 
- Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ist 

gegebenenfalls anzuwenden. 
 
 
W16 Josef-Heiß-Straße,  
z0  Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich  
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
 
Der Entwicklungsbereich umfasst die Grundstücke 3142/1, 3142/3 und 3142/5. Eine Widmung 
kann erst nach Vorliegen nachfolgender Voraussetzungen erfolgen: 

- Im Hinblick auf die Gefährdungssituation sind nachfolgende Bedingungen beim 
Parzellierungs- und Erschließungskonzept und der nachfolgenden Bebauung durch 
Festlegungen im Bebauungsplan einzuhalten und der WLV zur Stellungnahme vorzulegen: 

• Die Höhe der Oberkante der Rohdeckedes obersten unterirdischen Geschosses 
oder der Bodenplatte muss mind.1 m über dem anschließenden Gelände liegen 

• Keine Errichtung wasserstauender Einfriedungen 

• Bei der Grundstückseinteilung ist ein Hochwasserabflusskorridor mit einer Breite 
von mind. 4 m zu berücksichtigen 

• Die Rohrtrasse ist bei der Bebauung freizuhalten 

• Die Verbauungsmaßnahmen am Oberlauf müssen umgesetzt sein 
- Parzellierungs- und Erschließungskonzept 
- Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach 

Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. 
Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze 
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hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes 
unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung ermöglicht werden.  

- Die bestehenden Parkplätze sind bei der Parzellierung zu berücksichtigen. 
- Eine Stellungnahme der Abt. Waldschutz ist bei der Widmung im NO2 Bereich einzuholen. 
- Die Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht bzw. Kaufoptionsrecht zu 

Gunsten der Gemeinde für über den Eigenbedarf hinausgehende Flächen, etc.) ist 
anzuwenden. 

 
 
W17 Reservefläche Fiecht oberhalb Sportplatz 
z1  unmittelbarer Bedarf 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
 
Dieser Entwicklungsstempel umfasst sämtliche unbebaute Grundstücke direkt oberhalb des 
Sportplatzes in Fiecht. 
Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach Erlassung 
eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden Bebauungsplanes zur 
Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. Eine über die in der 
Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung 
kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen 
Entwicklung und unter Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu 
Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden.  
 
 
W18 Fiecht Nord 
z0  Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
 
Dieser Entwicklungsbereich kann bei Vorliegen nachfolgender Voraussetzungen in Bauland 
umgewidmet werden: 

- positive Stellungnahme aus Sicht der Trinkwasserversorgung (Wasserdruck) 
- Vorliegen eines Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes, das auf die schwierigen 

Geländegegebenheiten Bedacht nimmt 
- positive Stellungnahme aus Sicht der Wildbach- und Lawinenverbauung 
- Eine Widmung kann weiters nur bei konkret vorliegenden Eigenbedarfes oder Verfügbarkeit 

für die Gemeinde erfolgen. 
- Eine Entwicklung im gegenständlichen Bereich ist weiters an die Vorlage einer aufrechten 

Rodungsbewilligung, bei der eine flächengleiche, hydrologisch geeignete 
Ersatzaufforstungen im Nahbereich der Rodungsfläche vorliegen muss, gebunden, wobei 
die Kosten für eventuelle Ausgleichsmaßnahmen vom jeweiligen Grundeigentümer selber 
getragen werden müssen. 

- Eine positive Stellungnahme des Naturschutzes 
- Bei etwaigen Bauvorhaben im Hangfuß- und Hangbereich ist im Widmungs- und/oder 

Bauverfahren eine Beurteilung hinsichtlich geogener gravitativer Naturgefahren 
erforderlich. 

- Bei einer Bebauung bzw. weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) 
Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen.   

- Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ist 
gegebenenfalls anzuwenden 

 
 
W19 Reservefläche am Feldweg 
z1  unmittelbarer Bedarf 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
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Dieser Entwicklungsstempel umfasst den unbebauten Bereich der Gstnr 3281/8.  
Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung des Grundstückes ist erst nach Vorliegen 
eines bodensparenden Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes und Sicherstellung einer 
entsprechend ausreichenden Wegaufweitung des an der Südostseite des Grundstückes 
verlaufenden öffentlichen Gutes Wege sowie Vorliegen eines Bebauungsplanes und 
gegebenenfalls eines ergänzenden Bebauungsplanes, welche zumindest das Parzellierungs- und 
Erschließungssystem absichert und darüberhinaus eine geordnete bauliche Entwicklung 
gewährleistet. Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze 
hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter 
Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung der 
Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht 
werden. Im Schutzbereich der ÖBB Trasse ist eine weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen 
einer positiven Stellungnahme der ÖBB als Bahnbetreiber gebunden. 
 
 
W20 Fiecht-Au 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
 
Dieser Entwicklungsbereich ist eingegrenzt durch die gewerbliche Nutzung im Norden bzw. die 
vorgesehene gewerbliche Nutzung im Süden und geprägt durch die Autobahnabfahrt und 
Bahntrasse an der Gemeindegrenze. Dementsprechend orientiert sich die vorwiegende 
Wohnnutzung am Übergang zu den gewerblichen Nutzungsformen im Rahmen der 
Flächenwidmungsplanung als Mischnutzung. Im Schutzbereich der ÖBB Trasse ist eine weitere 
bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer positiven Stellungnahme der ÖBB als Bahnbetreiber 
gebunden. Bei einer Bebauung bzw. weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) 
Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen. Eine über die in der 
Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung 
kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen 
Entwicklung und unter Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu 
Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden. In den Übergangsbereichen zur gewerblichen 
Nutzung sind entsprechende Klein- und Mittelbetriebe unter Einhaltung der entsprechenden 
Emissionsbestimmungen zulässig.  
 
 
W21 Schützenweg, Josef-Heiß-Straße, Sportplatzweg, Feldweg, Mooswinkl,  

Hans-Schrott-Fiechtl-Straße, An der Leiten 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
 
Der Entwicklungsbereich umfasst den gesamten gewidmeten Bereich im Bereich Mooswinkl, 
Feldweg, Hans-Schrott-Fiechtl-Straße, Josef-Heiß-Straße, Schützenweg, Sportplatzweg. Bei einer 
Bebauung bzw. weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht 
und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen. Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. 
(15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines 
Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung 
der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ermöglicht werden. Bei der weiteren baulichen Entwicklung ist auf die entsprechende notwendige 
verkehrliche Erschließung (Aufweitung Engstellen, Schaffung von Verbindungswegen) besonderer 
Bedacht zu nehmen. Im Bereich der Verdachtsflächen ist eine Bebauung bzw. weitere Bebauung 
nur nach Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Abt. Abfallwirtschaft möglich. Für die 
innerhalb eines Hochwasserabflussbereiches liegenden Bereiche ist für eine Bebauung bzw. 
weitere Bebauung eine Stellungnahme des Fachbereiches Wasserwirtschaft erforderlich. In den 
von der gelben Wildbachgefahrenzone betroffenen gewidmeten Bereichen ist im Zuge des 
Bauverfahrens eine Stellungnahme der WLV einzuholen. Im Schutzbereich der Landesstraße und 
der Autobahn ist eine weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer positiven 
Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung bzw. der ASFINAG als Straßenerhalter gebunden. 
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Im Schutzbereich der ÖBB Trasse ist eine weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer 
positiven Stellungnahme der ÖBB als Bahnbetreiber gebunden. 
 
 
W22 Bereich Innhöfe  
z1  unmittelbarer Bedarf  
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
 
Festlegung gemäß Bestand, keine weitere bauliche Ausdehnung über die dzt. gewidmete Fläche. 
Dieser Bereich ist mit 3 Wohnhäusern bebaut und gewidmet. Bei einer weiteren baulichen 
Entwicklung ist Bedacht zu nehmen auf die isolierte Lage im Ortsgebiet von Vomp.  Bei einer 
Bebauung bzw. weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht 
und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen.  Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. 
(15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines 
Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung 
der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ermöglicht werden.  
 
 
W23 Mooswinkl 
zV  Bauverbotsfläche – gewidmetes Bauland, bauliche Nutzung jedoch nur vorbehaltlich des 

Vorliegens bestimmter Voraussetzungen 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D1  überwiegend freistehende Gebäude 
 
Diese Fläche bleibt weiterhin als Bauland Wohngebiet gewidmet, kann aber erst nach Vorliegen 
eines Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes sowie nach Vorliegen konkreten Bedarfes 
bebaut werden. Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur 
nach Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. Eine über 
die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete 
Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten 
baulichen Entwicklung und unter Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, 
Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden.  
 
 
W24 Bereich Schützenweg, Josef-Heiß-Straße, westlich Moosgraben 
z0 Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D2  über den gesamten Bereich überwiegend mittlere Dichte 
 
Dieser Entwicklungsbereich ist eng verbunden mit dem südlich angrenzenden Entwicklungsbereich 
für geförderten Wohnbau (WF1). Die Flächen wurden im Rahmen der Vertragsraumordnung für 
den geförderten Wohnbau gesichert, aber auch für eine bauliche Entwicklung für verdichtete 
Wohnformen im Einfamilienhausbau (Doppelhäuser, Mehrfamilienhäuser, kleine Bauplätze zur 
Erlangung einer erhöhten Wohnbauförderung, etc.) im nordwestlichen Bereich (W24) mit der 
Vergabe durch die Gemeinde. Eine Baulandwidmung kann nur bei Vorliegen nachfolgender 
Voraussetzungen erfolgen: 

- gesamtheitliches Erschließungs- und Parzellierungskonzept unter Sicherstellung der 
Wegverbindung zwischen dem im Nordosten und der Josef Heiss Straße im Südwesten.  

- Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach 
Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. 
Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze 
hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes 
unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung der 
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Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ermöglicht werden.  

- Für die innerhalb eines Hochwasserabflussbereiches liegenden Bereiche ist für eine 
Widmung und Bebauung bzw. weitere Bebauung eine Stellungnahme des Fachbereiches 
Wasserwirtschaft erforderlich. 

- Bei baulichen Maßnahmen im Nahbereich des Moosgrabens ist ein entsprechender 
Schutzbereich von mind. 5 m (im Sinne des Uferschutzstreifen gem.  § 7 Abs. 2 lit. a TNSG 
2005) von jeglicher Bebauung freizuhalten.  

 
 

VORWIEGENDE MISCHNUTZUNG 

 
M1 östlicher Hoferweg 
z1 unmittelbarer Bedarf 
D2  überwiegend mittlere Baudichte 
 
Der südliche Hoferweg ist geprägt durch eine Durchmischung von Wohnnutzung und gewerblicher 
Nutzung. Eine bauliche Entwicklung erfolgt lediglich in Nachverdichtungen und orientiert sich an 
der Durchmischung von gewerblicher Großform und der Wohnnutzung mittler Baudichte unter 
Beachtung der Emissionen durch die angrenzende A12 Inntalautobahn. Im Schutzbereich der 
Autobahn ist eine weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer positiven Stellungnahme 
der ASFINAG als Straßenerhalter gebunden. Bei einer weiteren Bebauung ist die Anwendung des 
§ 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen.  Eine über die in 
der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete 
Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten 
baulichen Entwicklung und unter Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, 
Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden. 
 
 
M2 An der Leiten 
z0 Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Dieser Entwicklungsbereich liegt im Übergang von der vorwiegenden Wohnnutzung der Siedlung 
An der Leiten und den südöstlich angrenzenden vorwiegend gewerblich genutzten Bereichen. 
Dieser Entwicklungsbereich wird von einer Gärtnerei genutzt, die bei der Umsetzung dieses 
gewerblich gemischten Entwicklungsbereiches Berücksichtigung finden muss. Eine bauliche 
Entwicklung in diesem Bereich ist gebunden an:  

- das Vorliegen eines Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes, das auf die 
unterschiedlichen Nutzungen Bedacht nimmt.  

- das Vorliegen konkreten Bedarfes 
Die Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde, etc.) ist bei 
der Umsetzung dieses Entwicklungsbereiches anzuwenden. Bei einer Bebauung bzw. weiteren 
Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) 
Bebauungsregel zu prüfen. Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte 
Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines 
Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung 
der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ermöglicht werden. Für die innerhalb eines Hochwasserabflussbereiches liegenden Bereiche ist für 
eine Bebauung bzw. weitere Bebauung eine Stellungnahme des Fachbereiches Wasserwirtschaft 
erforderlich. 
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M3 Au, östlich von Fiecht am nordöstliche Siedlungsrand an der Gemeindegrenze zu Stans 
z0 Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
D1 überwiegend lockere Bebauung 
 
Dieses Grundstück ist bereits vollständig bebaut bzw. genutzt. Da die im Freiland mögliche 
bauliche Erweiterung bereits vollständig ausgeschöpft ist und seitens des Eigentümers eine 
bauliche Erweiterung für eine betriebliche Nutzung beabsichtigt ist, wird dieser Bereich als 
baulicher Entwicklungsbereich mit einer vorwiegend gewerblich gemischten Nutzung festgelegt. 
Dieser Bereich ist in Zusammenhang mit der nördlich angrenzenden Siedlung im Gemeindegebiet 
von Stans zu sehen, wodurch auch eine Anbindung an einen bestehenden 
Siedlungsentwicklungsbereich im Sinne der gemeindeübergreifenden 
Siedlungsentwicklungsplanung vorliegt. In der Natur besteht auf dem Grundstück bereits ein 
Einfamilienhaus mit Nebengebäuden und Nebenanlagen. Da für Erweiterungen zur Schaffung 
einer weiteren Wohnmöglichkeit und einer kleingewerblichen Nutzung die im Freiland zulässigen 
Erweiterungen nicht mehr ausreichen, wird für diesen Bereich ein baulicher Entwicklungsbereich 
mit vorwiegender Mischnutzung festgelegt. Eine Baulandwidmung kann nur  
- bei Vorliegen konkreten Bedarfes sowie  
- bei Vorliegen einer geordneten Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung (pos. Stn. 

Wasserwirtschaft) und  
- unter Berücksichtigung der Lärmbelastung durch die angrenzende Autobahn und  
- bei etwaigen Bauvorhaben im Hangfuß- und Hangbereich bei positiver Beurteilung hinsichtlich 

geogener gravitativer Naturgefahren  
- bei Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Abt. Waldschutz sowie  
- aufgrund der Lage außerhalb des raumrelevanten Bereiches des Gefahrenzonenplanes, bei 

Vorliegen einer positiven Stellungnahme der WLV und  
- aufgrund der Lage im Schutzbereich der Autobahn bei Vorliegen einer positiven 

Stellungnahme der ASFINAG als Straßenerhalter  
ermöglicht werden.  
Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach Erlassung 
eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden Bebauungsplanes zur 
Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. Die Vertragsraumordnung ist bei 
der Änderung der Flächenwidmung und bei Erlassung des Bebauungsplanes anzuwenden. 
 
 
M4/z1/D1B! Fiecht Au, Industriestraße  
z1  unmittelbarer Bedarf 
D1 vorwiegend frei stehende Gebäude 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
 
Eine Bebauung ist gebunden an das Vorliegen eines sinnvollen Parzellierungs- und 
Erschließungskonzept, das über einen Bebauungsplan abgesichert ist, möglich. Eine bauliche 
Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach Erlassung eines 
Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden Bebauungsplanes zur Sicherstellung 
einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 
Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung 
eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter 
Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde 
etc.) ermöglicht werden. Für die innerhalb eines Hochwasserabflussbereiches liegenden Bereiche 
ist für eine Bebauung bzw. weitere Bebauung eine Stellungnahme des Fachbereiches 
Wasserwirtschaft erforderlich. 
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BAULICHE ENTWICKLUNG FÜR GEWERBENUTZUNG 

G1 Gewerbegebiet Vomp West  
z0 Widmung Bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D3 überwiegend hohe Baudichte 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
 
Die großen Abbauflächen, in denen der Abbau bereits fertiggestellt und die Wiederbefüllung 
bereits stattgefunden hat, sind einer vorwiegend gewerblichen Entwicklung unter Maßgabe eines 
ausreichenden Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes als schlüssiges Gesamtkonzept unter 
Berücksichtigung der Anlage ökologisch wertvoller Grünraumstrukturen zur bestmöglichen 
Einbindung in die Landschaft zuzuführen (gegebenenfalls regionales Betriebsgebiet). Eine 
Widmung kann nur stufenweise und gemäß konkret vorliegendem Bedarf erfolgen. Eine bauliche 
Nutzung bzw. ggf. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach Erlassung eines 
Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden Bebauungsplanes zur Sicherstellung 
einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. Der gewerbliche Entwicklungsbereich ist an der 
Westseite durch den Vomperbach (Gemeindegrenze) abgegrenzt. Im Norden ist der Bereich durch 
die Abbauflächen begrenzt. In Richtung Osten ist der Bereich im Wesentlichen durch das Ende der 
Abbauflächen und den Beginn der landwirtschaftlichen Freihalteflächen bzw. überörtlichen 
landwirtschaftlichen Vorsorgeflächen begrenzt.  
Auf den Flächen für den gewerblichen Bedarf sind nur Neuansiedlungen von Betrieben zulässig, 
die eine möglichst hohe Bruttowertschöpfung pro Arbeitsplatz und pro m² benötigter Grundfläche 
erzielen. Entscheidende Kriterien für die Zustimmung zur Ansiedlung eines Betriebes sind die 
Aufwertung der regionalen Wirtschaftsstruktur und die Schaffung zusätzlicher qualifizierter 
Arbeitsplätze sowie gegebene Umweltverträglichkeit. 
Eine Entwicklung im gegenständlichen Bereich ist weiters sofern rechtlich Wald betroffen ist, an 
die Vorlage einer aufrechten Rodungsbewilligung gebunden, wobei die Kosten für eventuelle 
Ausgleichsmaßnahmen vom jeweiligen Grundeigentümer selber getragen werden müssen. 
Eine bauliche Entwicklung innerhalb der gelben Gefahrenzone ist an das Vorliegen einer positiven 
Stellungnahme der WLV gebunden. Im Schutzbereich des Vomperbaches ist eine bauliche 
Entwicklung weiters an das Vorliegen einer positiven Stellungnahme des Naturschutzes oder das 
Vorliegen einer naturschutzrechtlichen Bewilligung gebunden. Es treten Setzungen im 
wiederverfüllten Gelände auf und etwaige Bebauungen verlangen nach darauf abgestimmter 
geotechnischer Planung und Bauweise. Es ist also im Widmungs- und/oder Bauverfahren ein 
Sachverständiger für Geotechnik beizuziehen. Im Zusammenhang mit der Bebauungsplanung sind 
auch landschaftspflegerische Begleitmaßnahmen umzusetzen. Die Vertragsraumordnung ist bei 
der Änderung der Flächenwidmung und bei Erlassung des Bebauungsplanes anzuwenden. 
 
 
G2 Josef-Heiß-Straße, Fiecht-Au, An der Leiten, Industriestraße 
z1 unmittelbarer Bedarf 
D3 überwiegend höhere Baudichte 
 
Der Entwicklungsbereich G02 wird für das gesamte Gewerbegebiet im Bereich Josef-Heiß-Straße, 
Fiecht-Au und Industriestraße festgelegt. 
Die Zielsetzung für diesen Entwicklungsbereich ist die Erhaltung der bestehenden Betriebe und die 
Optimierung der Flächennutzung sowie die Entwicklung entsprechender Großformen des 
Gewerbes. Sofern Bereiche noch nicht gewidmet sind, darf eine Baulandwidmung nur bei einem 
nachweislich konkret vorliegenden Bedarf erfolgen. Bei den unbebauten Bereichen darf eine 
Bebauung nur nach Vorliegen eines sinnvollen Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes 
erfolgen und nur mit Betrieben, die eine hohe Bruttowertschöpfung pro Arbeitsplatz und pro 
Quadratmeter benötigter Grundfläche erzielen. Entscheidende Kriterien für die Zustimmung zur 
Ansiedlung eines Betriebes sind die Aufwertung der regionalen Wirtschaftsstruktur und die 
Schaffung zusätzlicher qualifizierter Arbeitsplätze sowie gegebene Umweltverträglichkeit. Im 
Nahbereich des Übergangs zur Wohnnutzung ist auf entsprechende bauliche Entwicklungen im 
Hinblick auf die angrenzende Wohnnutzung Bedacht zu nehmen. Bei einer weiteren Bebauung ist 
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die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu 
prüfen. Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze 
hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes unter 
Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung der 
Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht 
werden. Im Schutzbereich der Landesstraße und der Autobahn ist eine weitere bauliche 
Entwicklung an das Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung bzw. 
der ASFINAG als Straßenerhalter gebunden. Im Schutzbereich der ÖBB Trasse ist eine weitere 
bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer positiven Stellungnahme der ÖBB als Bahnbetreiber 
gebunden. Für die innerhalb eines Hochwasserabflussbereiches liegenden Bereiche ist für eine 
Bebauung bzw. weitere Bebauung eine Stellungnahme des Fachbereiches Wasserwirtschaft 
erforderlich. Im Uferschutzbereich des Moosgrabens ist eine Stellungnahme des Naturschutzes 
einzuholen. 
 
 
G3 An der Leiten Nord, Au 
z0 Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D3 überwiegend höhere Dichte 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
 
Die betroffenen Bereiche werden als gewerbliche Entwicklungsbereiche ins örtliche 
Raumordnungskonzept aufgenommen.  

- Eine Widmung kann nur nach Maßgabe der Verfügbarkeit und Vorliegen eines sinnvollen 
Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes erfolgen, das eine sinnvolle Verbindung zu 
den angrenzenden gewerblichen Entwicklungsbereichen und die Zugänglichkeit zum 
Moosgraben sicherstellt. 

- Im Uferschutzbereich des Moosgrabens ist eine Stellungnahme des Naturschutzes 
einzuholen. 

- Dieser Bereich liegt z.T. noch in der gelben Wildbachgefahrenzone des Mahdgrabens. Für 
eine bauliche Entwicklung (Widmung, Bebauung) in diesem Bereich ist eine Stellungnahme 
der WLV einzuholen. 

- Im Schutzbereich der Landesstraße und der Autobahn ist eine weitere bauliche 
Entwicklung an das Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung 
bzw. der ASFINAG als Straßenerhalter gebunden.  

- Für die innerhalb eines Hochwasserabflussbereiches liegenden Bereiche ist für eine 
Bebauung bzw. weitere Bebauung eine Stellungnahme des Fachbereiches 
Wasserwirtschaft erforderlich.  

- Eine bauliche Nutzung bzw. ggf weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach 
Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig.  

- Die Vertragsraumordnung ist bei der Änderung der Flächenwidmung und bei Erlassung des 
Bebauungsplanes anzuwenden. 

 
 
G4 südlicher Mooswinkl, Nordpolwerk 
z1 unmittelbarer Bedarf 
D3 überwiegend höhere Baudichte 
 
Der Bereich südlich vom Mooswinkl ist als vorwiegend gewerbliche Nutzung ausgewiesen. Er ist 
überwiegend bebaut. 

- Eine weitere bauliche Entwicklung vor allem in Richtung Osten (bereits gewidmete Teile) 
erfolgt in Abstimmung mit der angrenzenden landwirtschaftlichen Freihaltefläche bzw. dem 
nördlich angrenzenden Wohngebiet. 

- Im Bereich der Verdachtsflächen ist eine Bebauung bzw. weitere Bebauung nur nach 
Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Abt. Abfallwirtschaft möglich. 

- Bei einer weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht 
und § 4 Abs. (15) Bebauungsregel zu prüfen. Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 
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4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach 
Erlassung eines Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen 
Entwicklung und unter Anwendung der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, 
Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) ermöglicht werden. 

 
 
G5 Fiecht-Au 
zV Bauverbotsfläche – gewidmetes Bauland, bauliche Nutzung jedoch nur vorbehaltlich des 

Vorliegens bestimmter Voraussetzungen 
D3 überwiegend höhere Baudichte 
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
  
Der betroffene Bereich wird als Bauverbotsfläche ausgewiesen und verbleibt weiterhin im Bauland. 

- Eine bauliche Verwertung der betroffenen Grundstücksfläche (Gstnr. 3275/1) erfolgt bei 
Vorliegen eines schlüssigen Parzellierungs- und Erschließungskonzeptes sowie  

- aufgrund Vorliegen konkreten Bedarfes.  

- Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach 
Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. 
Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte Dichtegrenze 
hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines Bebauungsplanes 
unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung der 
Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ermöglicht werden. 

 
 
G6 gewidmete Flächen im Pirchat und Gewerbegebiet Vomp West 
z1 unmittelbarer Bedarf 
D3 überwiegend höhere Baudichte 
 
Die vorwiegend gewerblich genutzten Flächen sind überwiegend bereits bebaut. Sofern eine  
Nachnutzung ansteht, so soll diese weiterhin vorwiegend gewerblich stattfinden. Der gesamte 
bereits gewidmete Teil soll weiterhin in der Widmung verbleiben. Die als Mischgebiet gewidmeten 
Flächen verbleiben aufgrund der vorwiegenden Mischnutzung (teilweise Wohnnutzung) gewidmet. 
Die weitere bauliche Nutzung orientiert sich an der vorwiegenden Mischnutzung. Für weitere 
bauliche Entwicklungen ist eine Stellungnahme des Leitungsbetreibers einzuholen. In den 
gewidmeten und bereits bebauten Bereichen in der gelben Gefahrenzone ist bei einer weiteren 
baulichen Entwicklung eine Stellungnahme der WLV erforderlich. Im Schutzbereich des 
Vomperbaches ist eine bauliche Entwicklung weiters an das Vorliegen einer positiven 
Stellungnahme des Naturschutzes oder das Vorliegen einer naturschutzrechtlichen Bewilligung 
gebunden. Im Schutzbereich der Landesstraße und der Autobahn ist eine weitere bauliche 
Entwicklung an das Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung bzw. 
der ASFINAG als Straßenerhalter gebunden. Bei etwaigen Bauvorhaben entlang der nordöstlichen 
Grenze dieser Fläche bzw. im Hangfußbereich ist im Widmungs- und/oder Bauverfahren eine 
Beurteilung hinsichtlich geogener gravitativer Naturgefahren erforderlich. Bei einer Bebauung bzw. 
weiteren Bebauung ist die Anwendung des § 4 Abs. (14) Bebauungsplanpflicht und § 4 Abs. (15) 
Bebauungsregel zu prüfen. Eine über die in der Bebauungsregel gem. § 4 Abs. (15) normierte 
Dichtegrenze hinausgehende verdichtete Bebauung kann nur nach Erlassung eines 
Bebauungsplanes unter Maßgabe einer geordneten baulichen Entwicklung und unter Anwendung 
der Vertragsraumordnung (Preisfestlegung, Vorkaufsrecht zu Gunsten der Gemeinde etc.) 
ermöglicht werden.  
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SONDERNUTZUNGEN (S) 

S1 Griesbichl, Garagen 
Z0  Widmung, bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D-  keine Dichtefestlegung  
B! Gebiet mit Verpflichtung zur Bebauungsplanung 
 
Dieser Bereich am Griesbichl, nordwestlich des Gemeindeweges stellt den Hangfuß des 
angrenzenden Bestandes dar. Der Bereich soll nur für Garagen verwendet werden und nach 
Durchführung der Baumaßnahme soll der Bereich wieder überschüttet und mit standortgerechten 
Bäumen und Sträuchern bepflanzt werden, weshalb dafür ein Entwicklungsbereich für 
vorwiegende Sondernutzung festgelegt wird. Ein Projekt wurde bereits dahingehend umgesetzt. 
Eine Widmung erfolgt nur bei Vorliegen konkreten Bedarfes und stufenweise, wobei zur 
bestmöglichen Ausnutzung der Garagenbereiche zwingend ein Bebauungsplan zu erlassen ist. 
Eine bauliche Entwicklung darf nur in enger Abstimmung mit dem Naturschutz und unter Vorlage 
eines entsprechenden Projektes, das sicherstellt, dass der Bereich nach Durchführung der 
Baumaßnahme wieder bebaut wird, erfolgen. Dabei ist auf geeignete Weise sicherzustellen, dass 
aufgrund einer Gefährdung durch die Baumwurzeln langfristig der Baumbewuchs beibehalten 
werden kann. Dazu ist eine Stellungnahme seitens des Naturschutzes einzuholen.  
 
 
S2 Hofstelle Hochschwarzer „Mucheler“ 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D-  keine Dichtefestlegung 
 
Die Hofstelle ist mit einer entsprechenden Sonderfläche abgesichert, um Nutzungskonflikte mit 
angrenzenden Nutzungen zu verhindern. 
 
 
S3 Stift Fiecht, Gasthaus, Parkplätze 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D-  keine Dichtefestlegung 
 
Festlegung gemäß Bestand. Dieser Entwicklungsbereich für vorwiegende Sondernutzung umfasst 
das Stift Fiecht inklusiv den Nebenanlagen wie Gasthaus und Parkflächen  
Dieser Bereich liegt z.T. in der gelben Wildbachgefahrenzone des Mahdgrabens. Im Rahmen des 
Bauverfahrens ist mit baulichen Auflagen seitens der WLV innerhalb der gefährdeten Bereiche zu 
rechnen. 
 
 
S4 Fiecht, Haus im Leben 
Z1 Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D- 
 
Festlegung gemäß Bestand. Hier wurde ein Wohnprojekt „Haus im Leben“ errichtet, in dem neben 
reinem Wohnen, betreubares Wohnen zumindest auf 50% der Wohnnutzfläche ohne die 
Sondernutzungen (nicht zur Wohnnutzfläche gerechnet werden Therapieräume, 
Kindergruppenräumlichkeiten, Pflegestation, Verwaltungsräumlichkeiten, Kapelle, etc.) stattfindet. 
Aufgrund dieser Sondersituation wird hier ein Sondernutzungsentwicklungsbereich festgelegt. 
Bzgl. der Gefährdung durch die gelbe Wildbachgefahrenzone des Mahdgrabens ist, aufgrund der 
flächigen Verteilung am Schwemmkegel, nur mit einer geringen Abflusstiefe und geringer 
Geschiebeauflandung zu rechnen. Im Rahmen des Bauverfahrens ist ein Sachverständiger des 
Forsttechnischen Dienstes für Wildbach- und Lawinenverbauung zu laden. Aufgrund der 
unmittelbaren Nachbarschaft des Benediktinerstiftes Fiecht darf eine zusätzliche Bebauung nur in 
Abstimmung mit dem Bundesdenkmalamt unter Berücksichtigung nachfolgender Vorgaben 
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erfolgen. Auf die bisher abgegebene Stellungnahme im Rahmen des Widmungsverfahrens ist 
dahingehend Bedacht zu nehmen.  
 
 
S5 Autobahnraststätte, Tankstelle,  
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
 
Festlegung gem. Bestand, keine bzw. geringfügige bauliche Erweiterungen auf den bestehenden 
Sonderflächen 
 
 
S6 Bereich Innhöfe – Schloss Mitterhart;  
z1  unmittelbarer Bedarf  
D1 überwiegend freistehende Objekte 
 
Festlegung gemäß Bestand Das bestehende Schloss Mitterhart wurde im Rahmen von 
beabsichtigen Umbauarbeiten mit einer neuen Widmungsfestlegung belegt, die den 
Gastgewerbebetrieb in seinem Bestand sichert, Weitere bauliche Maßnahmen sind nicht mehr 
zulässig. Die Vorgaben des Denkmalschutzes sind einzuhalten. Bei der Bebauung ist das 
Vorliegen einer positiven Stellungnahme des zuständigen Baubezirksamtes 
Innsbruck/Wasserwirtschaft bzw.  Vorliegen einer wasserrechtlichen Bewilligung erforderlich. 
 
 
S7 östlicher Vomperberg, Gralssiedlung 
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
 
Festlegung gemäß Bestand. Der Siedlungsentwicklungsbereich S7 umfasst die gesamten 
Sondernutzungen im Bereich der „Gralsiedlung“ mit Tempelanlage, Gasthof mit Seminarräumen, 
Fremdenbetten („Weberhof“), Fremdenpension und Wohnsiedlung der Gralsbewegung, 
Verwaltungsgebäude, Reitanlage und Parkplätze. Eine weitere bauliche Entwicklung ist nicht 
vorgesehen.  
 
 
S8 Sportplatz 
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
 
Der betroffene Bereich ist als Sonderfläche Sportplatz ausgewiesen und wird gemäß Bestand 
festgelegt. Im Bereich der Verdachtsflächen ist eine Bebauung bzw. weitere Bebauung nur nach 
Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Abt. Abfallwirtschaft möglich. Im Schutzbereich der 
Landesstraße ist eine weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer positiven 
Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung möglich.  
 
 
S9 Au, E-Auto Schnelladestation 
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
 
Festlegung gemäß Bestand, Im Schutzbereich der Landesstraße ist eine weitere bauliche 
Entwicklung an das Vorliegen einer positiven Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung als 
Straßenerhalter gebunden. 
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S10 Kaserne 
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
 
Festlegungen gemäß Bestand, keine Ausdehnung der Sondernutzung vorgesehen.  
 
 
S11 Hinterriß,  

z0 Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich  
D1  überwiegend freistehende Objekte 
 
Die Fraktion Hinterriß wird als Sondernutzungsgebiet ausgewiesen. Dort sind Sondernutzungen 
und Baulandwidmungen mit Ausschluss von Mischgebieten und Gewerbegebieten, wobei 
touristische Einrichtungen möglich sein sollten, unter der Vorgabe  

- einer positiven Stellungnahme des Baubezirksamtes hinsichtlich Trinkwasserver- und 
Abwasserentsorgung sowie hinsichtlich des Rissbaches 

- von konkreten Bedarf und  

- vorliegender Erschließung. 

- Die Bereiche, die in der gelben Wildbachgefahrenzone liegen, können nur nach Vorliegen 
einer positiven Stellungnahme bebaut werden. Im Rahmen des Bauverfahrens ist mit 
baulichen Auflagen seitens der WLV innerhalb der gefährdeten Bereiche zu rechnen. Im 
Schutzbereich der Landesstraße ist eine weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen 
einer positiven Stellungnahme der Landesstraßenverwaltung als Straßenerhalter 
gebunden. 

- Bei etwaigen Bauvorhaben im Hangfuß- und Hangbereich ist im Widmungs- und/oder 
Bauverfahren eine Beurteilung hinsichtlich geogener gravitativer Naturgefahren 
erforderlich. 

 
 
S12 Herzoglicher Alpenhof, Hinterriß 
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
 
Festlegung gemäß Bestand, keine Erweiterungen über die bestehenden Sonderfläche 
vorgesehen.  
 
 
S13 Dorf, Pfarrkirche Dorf 
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
 
Festlegung gemäß Bestand 
 
 
S14 Jausenstation/Gasthof Alpsteig 
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
Sonderfläche Jausenstation am Vomperberg mit dem derzeit nicht bewirtschafteten Gasthof 
Alpsteig, um dessen Revitalisierung sich die Gemeinde bemüht. Die Nutzung des bisherigen 
Restaurantbereiches zu Wohnzwecken bzw. ein Umbau in reine Wohnfläche ist nicht zulässig. 
 
 

S15 Gasthof Karwendelrast 
z0  Widmung bedarfs- und infrastrukturbezogen möglich 
D- keine Dichtefestlegung 
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Sondernutzung Gasthof Karwendelrast am Vomperberg welcher als Ausgangspunkt für 
Wanderungen ins Karwendelgebiet genutzt werden kann. Eine Widmung kann  

- bei konkret vorliegenden Bedarf  
- unter Beachtung der landschaftlichen Gegebenheiten und  
- dem unbedingt erforderlichen Ausmaß erfolgen. 
- Aufgrund der Lage des Bereiches innerhalb der gelben Lawinengefahrenzone ist im Zuge 

von Bauverfahren ein Sachverständiger für WLV zu laden und es sind u.U. 
lawinentechnische Auflagen zu erwarten. 

- Eine Stellungnahme der Wasserwirtschaft ist aufgrund der Lage im Wasserschongebiet 
einzuholen. 

 
 
S16 Sondernutzung Hotel mit dem Alpengasthof Eng in der Hinterriß/Eng 
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
 
Festlegung gemäß Bestand, keine bauliche Erweiterungen über die bestehende Sonderfläche 
hinaus vorgesehen.  
 
 

S17 Sondernutzung Kinderspielplatz im Bereich an der Leiten 
z1  unmittelbarer Bedarf  
D- keine Dichtefestlegung 
 
Festlegung gemäß Bestand, eine bauliche Entwicklung im betroffenen Bereich ist an die 
Beibehaltung bzw. Adaptierung des bestehenden Kinderspielplatzes gebunden.  
 
 

ÖFFENTLICHE NUTZUNGEN (Ö) 

 
Ö1 öffentliche Nutzungen und Gebäude im Dorfbereich 
z1  unmittelbarer Bedarf 
D2 überwiegend mittlere Baudichte 
 
Der Entwicklungsbereich umfasst die im Dorfbereich gelegenen öffentlichen Gebäude und 
Nutzungen wie Altersheim, Schule, Friedhof, Gemeindebauhof. Die bestehenden Widmungen 
bleiben aufrecht. Für die Gstnr. 3475 (östlich angrenzend an Gemeindebauhof liegende Fläche) 
kann bei Vorliegen konkreten Bedarfes und Verfügbarkeit der Fläche eine entsprechende 
Widmung erfolgen.  
Das Seniorenheim wurde erst vor kurzem erweitert und ist für den Planungszeitraum ausreichend. 
Auch die Schule und der Friedhof sind für den Planungszeitraum ausreichend. 
Zur optimalen Bebauung ist für öffentliche Einrichtungen eine erhöhte Dichte möglich. Im  
Schutzbereich der Autobahn ist eine weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer positiven 
Stellungnahme der ASFINAG als Straßenerhalter gebunden. 
 
 
Ö2 öffentliche Bauten im Bereich Fiecht: Hauptschule, Volksschule, mit Nebenanlagen, 
Sportplatz, Friedhof, Spielplatz 
z1 unmittelbarer Bedarf 
D- keine Dichtefestlegung 
 
Dieser Entwicklungsbereich umfasst die öffentlichen Bauten im Bereich Fiecht, die Hauptschule 
und die Volksschule sind für den Planungszeitraum ausreichend dimensioniert. Für den Friedhof 
sind ausreichende Erweiterungsflächen vorgesehen. Im Schutzbereich der Autobahn ist eine 
weitere bauliche Entwicklung an das Vorliegen einer positiven Stellungnahme der ASFINAG als 
Straßenerhalter gebunden. 
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Ö3 Umlade- und Lagerplatz 
z1 unmittelbarer Bedarf 
D- keine Dichtefestlegung 
 
Dieser Bereich der bisher als Sonderfläche Kompostieranlage gewidmet ist, wird für die neben 
dieser Kompostieranlage notwendigen Nutzungen festgelegt.  
 
 
 

Vorbehaltsfläche für den geförderten Wohnbau 

WF1 Bereich Schützenweg, Josef-Heiß-Straße, westlich Moosgraben 
 
Dieser Entwicklungsbereich ist eng verbunden mit dem nördlich angrenzenden 
Entwicklungsbereich W24. Die Flächen wurden im Rahmen der Vertragsraumordnung für den 
geförderten Wohnbau gesichert, aber auch für eine bauliche Entwicklung für verdichtete 
Wohnformen im Einfamilienhausbau (Doppelhäuser, Mehrfamilienhäuser, kleine Bauplätze zur 
Erlangung einer erhöhten Wohnbauförderung, etc.) im nordwestlichen Bereich (W24) mit der 
Vergabe durch die Gemeinde. Eine Baulandwidmung kann nur bei Vorliegen nachfolgender 
Voraussetzungen erfolgen: 

- gesamtheitliches Erschließungs- und Parzellierungskonzept unter Sicherstellung der 
Zugänglichkeit zum Moosgraben und der Durchgängigkeit eines Radweges 

- Bei baulichen Maßnahmen im Nahbereich des Moosgrabens ist ein entsprechender 
Schutzbereich von mind. 5 m (im Sinne des Uferschutzstreifen gem.  § 7 Abs. 2 lit. a 
TNSG 2005) von jeglicher Bebauung freizuhalten.  

- Berücksichtigung der Auflagen durch die in diesem Bereich verlaufenden EVT-Leitungen 
- Eine bauliche Nutzung bzw. weitere bauliche Nutzung der Grundstücke ist nur nach 

Erlassung eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls eines ergänzenden 
Bebauungsplanes zur Sicherstellung einer geordneten baulichen Entwicklung zulässig. 
Auch bei verdichteten Wohnformen im objektgeförderten Wohnbau sind die Zielsetzungen 
einer geordneten zweckmäßigen Bebauung für die ortsansässige Bevölkerung zu 
beachten. Die bereits angewendete Vertragsraumordnung ist bei der weiteren baulichen 
Entwicklung (Bebauung in Bauabschnitten, Vergaberecht für die Gemeinde, etc.) ggf. 
wiederum anzuwenden.  

- Für die innerhalb eines Hochwasserabflussbereiches liegenden Bereiche ist für eine 
Widmung und Bebauung bzw. weitere Bebauung eine Stellungnahme des Fachbereiches 
Wasserwirtschaft erforderlich. 

 
 
 

Endgültige Rückwidmungsfläche 

R1 Bereich Kompostieranlage 
Der über die tatsächliche Nutzung hinausgehende gewidmete Teil wird endgültig 
zurückgenommen. 
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VERKEHRSMAßNAHMEN 
ERFORDERLICHER NEUBAU 

Vk1 Derfeser, Industriestraße 
für alle Verkehrsarten 

Vk2 Wegverlauf Industriestraße  
für alle Verkehrsarten 

ERFORDERLICHER AUSBAU 

Vk3 Schnittlauchgasse Wegverbindung  
für alle Verkehrsarten 

 

 

 
 
 
 

ERFORDERLICHER FUß- ODER RADWEG  

Vf4 Fiecht Wegverbindung 
Vf5 Radweg Mitterhart 

EINRICHTUNG F. D. RUHENDEN VERKEHR 

P1 Parkplatz Weng 


